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Beginn der Sitzung: 20 Uhr 39 Minuten 

Vor s i t zen d e: Präsident Mag. 
Gratz, Zweiter Präsident Dr. Marga Hubi­
nek. 

***** 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

E n t s c h u I d i g t haben sich die 
Abgeordneten Arthold, Mag. Schäffer und 
Ing. Karl Dittrich. 

Zuweisungen 

Präsident: Die in der letzten Sitzung einge­
brachten Anträge weise ich folgenden Aus­
schüssen zu: 

dem Familienausschuß: 

Antrag 193/A (E) der Abgeordneten Klara 
Motter und Genossen beteffend Maßnahmen 
zur Unterstützung kinderreicher Familien; 

dem Verkehrsausschuß: 

Antrag 194/A (E) der Abgeordneten Dr. 
Dillersberger und Genossen betreffend um­
fassende Regelungen für den Kraftfahrzeug­
verkehr. 

Absehen von der 24stündigen Aufliegefrist 

Präsident: Um den einzigen Tagesord­
nungspunkt, Bericht des Immunitätsausschus­
ses über das Ersuchen des Landesgerichtes 
für Strafsachen Wien um Zustimmung zur 
behördlichen Verfolgung des Abgeordneten 
zum Nationalrat Dr. Peter Pilz (721 der Bei­
lagen), in Verhandlung nehmen zu können, 
ist es erforderlich, gemäß § 44 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung von der 24stündigen Frist 
für das Aufliegen des Ausschußberichtes ab­
zusehen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hie­
zu ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen. 
- Das ist ein s tim m i g und damit 
natürlich auch mit der erforderlichen Zwei­
drittelmehrheit a n gen 0 m m e n. 

Bericht des Immunitätsausschusses über das 
Ersuchen des Landesgerichtes für Strafsa­
chen Wien um Zustimmung zur behördli­
chen Verfolgung des Abgeordneten zum Na­
tionalrat Dr. Peter Pilz (721 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. 
Schwimmer. Ich bitte ihn, die Debatte zu 
eröffnen. 

Berichterstatter Dr. Schwimmer: Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Das Landesgericht für 
Strafsachen Wien ersucht mit Zuschrift vom 
20. Juni 1988, 24f Vr 5956/88, eingelangt in 
der Parlamentsdirektion am 24. Juni 1988, 
um Zustimmung zur behördlichen Verfol­
gung des Abgeordneten zum Nationalrat Dr. 
Peter Pilz wegen § § 288 Abs. 1, 289 und 297 
Abs. 1 erster Fall StGB. 

Der Immunitätsausschuß hat dieses Ersu­
chen in seiner Sitzung am 27. September 
1988 in Verhandlung gezogen und mit Mehr­
heit beschlossen, dem Nationalrat zu empfeh­
len, festzustellen, daß ein Zusammenhang 
zwischen der von der Staatsanwaltschaft 
Wien behaupteten strafbaren Handlung und 
der politischen Tätigkeit des Abgeordneten 
zum Nationalrat Dr. Peter Pilz besteht und 
einer behördlichen Verfolgung des Abgeord­
neten zuzustimmen. 

Der Immunitätsausschuß stellt somit als 
Ergebnis seiner Beratung den A n t rag, 
der Nationalrat wolle beschließen: 

1. Zu dem Ersuchen des Landesgerichtes 
für Strafsachen Wien vom 20. Juni 1988, 24f 
Vr 5956/88, um Zustimmung zur behördli­
chen Verfolgung des Abgeordneten zum Na­
tionalrat Dr. Peter Pilz wegen § § 288 Abs. 1, 
289 und 297 Abs. 1 erster Satz StGB wird 
im Sinne des Artikels 57 Abs. 3 B-VG fest­
gestellt, daß ein Zusammenhang zwischen 
der von der Staatsanwaltschaft Wien behaup­
teten strafbaren Handlung und der politi­
schen Tätigkeit des Abgeordneten zum Natio­
nalrat Dr. Peter Pilz besteht. 

2. Einer behördlichen Verfolgung des Ab­
geordneten zum Nationalrat Dr. Peter Pilz 
wird zugestimmt. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, bitte ich, die Debatte fortzusetzen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichter­
statter für seine Ausführungen. 
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Präsident 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abge­
ordneter Dr. Fischer. Ich erteile es ihm. 

20.43 

Abgeordneter Dr. Fischer (SPÖ): Sehr ge­
ehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nach Kontakten zwischen den bei­
den Regierungsparteien steHe ich im Einver­
nehmen mit dem Kollegen Dr. König den 
A n t rag, den Bericht des Immunitätsaus­
schusses über das Ersuchen des Landesge­
richtes für Strafsachen Wien um Zustim­
mung zur behördlichen Verfolgung des Ab­
geordneten Pilz an den Immunitätsausschuß 
zur ü c k z u ver w eis e n. 

Ich tue das erstens, weil ich glaube, daß es 
vernünftig ist, gerade in Immunitätsfragen 
eine Konfrontation - zwischen welchen Par­
teien auch immer - zu vermeiden. Sie selbst 
haben den Herrn Berichterstatter gehört, der 
ausgeführt hat, daß im Ausschuß einerseits 
mit Mehrheit ein politischer Zusammenhang 
festgestellt wurde und andererseits ebenfalls 
mit Mehrheit dem Auslieferungsvorschlag 
stattgegeben wurde. 

Ich tue das zweitens, weil wir damit Zeit 
gewinnen, um das Problem zu studieren, eine 
gemeinsame Lösung zu finden, wobei es je­
denfalls - das ist die Absicht der beiden 
Regierungsparteien - nur eine gemeinsame 
Lösung und keine andere sein kann. Die Be­
stimmungen der Verfassung und der Ge­
schäftsordnung, die hier auch eine Rolle spie­
len, sind uns bekannt und sind mit erwogen 
worden. 

Ich tue es nicht zuletzt deshalb, weil Abge­
ordnete, die geradezu symbolisch und explizit 
im voraus ihre Freude ankündigen, daß die 
beiden Regierungsparteien von ihnen in ei­
nen Konflikt getrieben wurden, die schon im 
voraus ein Abstimmungsergebnis ankündigen, 
Abgeordnete, die schon im "Morgenjournal" 
darüber triumphieren, daß eine der beiden 
Regierungsparteien die andere überstimmt, 
aus diesem Fall vielleicht lernen können, daß 
unsere politische Vernunft mehr Gewicht hat 
als ihr e Freude an der Konfrontation. (Bei­
fall bei SPÖ und ÖVP.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich war 
natürlich heute vorbereitet auf eine sehr aus­
führliche Debatte über das Thema parlamen­
tarische Immunität im allgemeinen und über 
einen - eigentlich müßte ich sagen zwei -
Immunitätsfall im besonderen. 

Ich möchte mich jetzt auf wenige Sätze 
beschränken. 

Ich glaube, daß es in den letzten zwei 
Jahrzehnten viermal Grundsatzdebatten zu 
Fragen der parlamentarischen Immunitä~. ge­
geben hat: Eine im Jahre 1968, als die OVP 
mit ihrer damaligen Mehrheit in der bekann­
ten - ich sage nicht "berühmten", aber "be­
kannten" - Causa Kreisky/Nenning den Ge­
danken durchgesetzt hat, daß die Immunität 
nicht das Recht oder gar ein Rechtsanspruch 
des einzelnen Abgeordneten ist. sondern daß 
es sich um eine Einrichtung handelt, über die 
der Nationalrat als Ganzes möglichst konsen­
sual zu verfügen hat. Und es ist dann, ob­
wohl der Anlaßfall 1968 kontroversiell war, 
bei dieser Praxis bis heute geblieben. Es soll 
das auch in Zukunft so bleiben, wenn die 
Immunität einen Sinn haben soll. 

Die zweite Debatte grundsätzlicher Art hat 
es darüber im Jahre 1979 gegeben, und zwar 
am 12. März 1979, als nach langen Verhand­
lungen jener Initiativantrag beschlossen wur­
de, durch den die heutigen Verfassungsbe­
stimmungen über die Immunität festgelegt 
wurden. 

Der Beschluß des Nationalrates war nicht 
identisch mit dem Antrag, den damals der 
Abgeordnete Thalhammer und ich einge­
bracht haben. Wir haben einfach nur eine 
Einschränkung der Immunität auf berufliche 
Immunität und auf die unmittelbare Tätigkeit 
eines Abgeordneten beantragt. Die ÖVP war 
damals in Opposition. Ihr Verhandlungsfüh­
rer war Kollege Dr. Hauser; Dr. Prader und 
Dr. Neisser waren auch in diesem Unteraus­
schuß, dessen Vorsitz ich damals innehatte. 
Es war das Anliegen der Österreichischen 
Volkspartei, den Begriff des politischen Zu­
sammenhanges in der Verfassung unterzu­
bringen. 

Es war darüber hinaus das Anliegen der 
Österreichischen Volkspartei, Vorsorge dafür 
zu treffen, daß diese Bestimmung nicht zu 
restriktiv angewandt wird. Es ist zum Beispiel 
die Vorkehrung getroffen worden, daß, wenn 
nur ein einzelner betroffener Abgeordneter 
es wünscht, daß der Nationalrat über das 
Vorliegen eines politischen Zusammenhanges 
entscheiden soll, der von der Behörde ver­
neint wird, eine solche parlamentarische Ent­
scheidung einzuholen ist. 

Es ist damals ein gewisses Vertrauensver­
hältnis entstanden, daß es nicht zu einem 

74. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)4 von 37

www.parlament.gv.at



8466 Nationalrat XVII. GP - 74. Sitzung - 28. September 1988 

Dr. Fischer 

Mißbrauch dieser Bestimmung kommen wird. 
Der Abgeordnete Hauser hat uns gewisser­
maßen unser Wort oder unsere Zusage abge­
nommen, daß wir uns an diese Praxis mit 
dem "politischen Zusammenhang" als absolu­
te Mehrheit, die wir damals im Nationalrat 
waren, halten mögen. Es ist das auch in allen 
Fällen seither so praktiziert worden. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich mit 
einer gewissen Beharrlichkeit immer wieder 
auf diesen Aspekt hingewiesen habe, dann 
mag das mit dieser Entstehungsgeschichte zu­
sammenhängen, und es mag das jemand, der 
erst später mit diesen Fragen befaßt wurde, 
anders sehen. Aber ich glaube. daß man gut 
beraten ist, sich an solche objektive Kriterien 
zu halten und wenn die Immunität nicht zur 
Disposition einer wie immer zusammenge­
setzten Mehrheit steht und wenn die Immu­
nität schon gar nicht davon abhängt, wer der 
Betroffene ist. 

In einem Brief an den Kollegen König von 
Anfang Juli habe ich auch diesen Gedanken 
an die Spitze gestellt, daß nämlich in der 
Immunitätsfrage zu entscheiden ist - damals 
war nur die Causa Pilz anhängig, um da 
nicht mißverstanden zu werden - unbescha­
det der Person und der Einstellung zu der 
betreffenden Person und unbeschadet zu der 
Fraktion, der er angehört. 

Die dritte Debatte hat es dann gegeben im 
Zusammenhang mit Landeshauptmann Lud­
wig. Ich will das jetzt nicht rekapitulieren. Es 
war interessant, daß sich damals der Nieder­
österreichische Landtag, wie Sie wissen, in 
seiner Entscheidung im Sinne des Antrags 
des Berichterstatters damit auseinandergesetzt 
hat, welches Vertrauen er in die Justiz setzt. 

Die vierte Immunitätsdebatte gibt es jetzt 
in der Causa Sinowatz und in der Causa Pilz. 
Wenn ich heute einen Rückverweisungsan­
trag im Einvernehmen mit dem Kollegen Kö­
nig gestellt habe, dann bedeutet das natür­
lich, daß jetzt nicht der Ort ist, diese Frage 
im Detail abzuhandeln, und das werde ich 
auch nicht tun. 

Ich möchte aber auf eine persönliche Be­
merkung nicht verzichten. Ich habe einmal in 
einer Pressekonferenz an Journalisten die 
Frage gestellt, ob sie das Urteil in der Causa 
Sinowatz durchgelesen haben, ob sie über­
zeugt sind, daß das ein faires und ein objekti­
ves Urteil war. Natürlich ist keine Antwort 
gegeben worden, es ist nur von der Richter-

vereinigung gegen diese Fragestellung prote­
stiert worden. Ich hab mir seither dieses gan­
ze Urteil drei- oder viermal durchgelesen. 

Meine Damen und Herren! Natürlich ist 
unser Vertrauen in die Justiz Österreichs ei­
nes, das ein gutes Fundament hat, aber es 
muß möglich sein, zu einem konkreten Urteil 
auch mit aller Behutsamkeit kritisch Stellung 
zu nehmen. 

Es muß vor allem möglich sein, darauf zu 
beharren, daß jemand der einer strafbaren 
Handlung verdächtigt wird, nicht schon als 
dieser strafbaren Handlung überführt be­
zeichnet wird. 

Ich persönlich bin - und ich sage das hier 
und ich möchte, daß das im Stenographi­
schen Protokoll steht - von der Integration, 
ich wollte sagen von der Integrität des Dr. 
Fred Sinowatz, auch Integrationsfähigkeit 
(Abg. F u x: Integration war sehr gUl!) -
aber ich wollte eigentlich "Integrität" des Dr. 
Fred Sinowatz sagen - voll und ganz über­
zeugt (Abg. F u x: Was die Partei betrifft, war 
ausgezeichnet!), und viele meiner persönli­
chen Reaktionen hängen mit dieser Uberzeu­
gung zusammen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich finde es für klug und für richtig, daß wir 
diesen Weg gefunden haben. Ich glaube, daß 
manchmal zu einem vernünftigen Kompro­
miß mehr Kraft gehört als zu einer handfe­
sten Konfrontation. 

Ich bitte Sie, diesem gemeinsamen Antrag 
zuzustimmen, der sich sicher auch auf das 
Arbeitsklima zwischen den beiden Regie­
rungsparteien positiv auswirken wird, und 
qer es ermöglicht, Fragen der Immunität in 
Osterreich in Ruhe und vernünftig und zu­
kunftso~ientiert zu diskutieren. (Beifall bei 
der SPO und Beifall des Abg. Dr. König.) 20.55 

Präsident: Es liegt mir ein Antrag der Ab­
geordneten Dr. Fischer und Dr. König vor, 
den Gegenstand nochmals an den Immuni­
tätsausschuß zu verweisen. Gemäß § 53 
Abs. 6 der Geschäftsordnung werde ich über 
diesen Antrag nach Schluß der Debatte ab­
stimmen lassen. 

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr 
Abgeordneter Dr. Pilz. Ich erteile es ihm. 

20.55 

Abgeordneter Dr. Pilz (Grüne): Meine Da­
men und Herren! Ich persönlich habe mir 
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Dr. Pilz 

nicht erwartet, daß heute eine sehr offene 
Debatte stattfinden wird. Ich bin daher umso 
glücklicher, daß Klubobmann Fischer einige 
sehr offene Worte - möglicherweise sind sie 
etwas untergegangen -, aber trotzdem einige 
sehr offene Worte gefunden hat. 

Er hat eigentlich sehr offen gesagt, worum 
es ihm geht. Um erstens - ich zitiere wört­
lich - "Zeit zu gewinnen" und zweitens dar­
um - ich versuche, wieder wörtlich zu zitie­
ren -, daß hier nicht der Ort ist, zu disku­
tieren. 

Vom Klubobmann der größten Partei im 
Parlament zu hören, daß man gegenüber ei­
ner angekündigten und vom Ausschuß vorbe­
reiteten Plenarsitzung Zeit gewinnen muß, 
und daß diese Plenarsitzung nicht der Ort ist, 
um das, was vorgesehen ist, zu diskutieren, 
ist eigentlich unglaublich. Und das drückt ein 
ganz bestimmtes und ganz besonders gefähr­
liches Verhältnis zur parlamentarischen De­
mokratie in Österreich aus. (Beifall bei den 
Grünen.) 

Meine Damen und Herren! Ich habe mir 
erwartet, daß der heutige Tag zu einem sehr, 
sehr wichtigen Tag des österreichischen Par­
laments und des Parlamentarismus wird. 

Ich habe mir erwartet, daß es eine offene 
Debatte, eine offene Abstimmung gibt, und 
daß erstmals diese Bundesregierung und die­
se Koalition - diese Koalition hier im Parla­
ment - zulassen, daß es den versprochenen 
koalitionsfreien Raum gibt. 

Sicherlich hat es eines gewissen Zwangs 
bedurft. Man hat also erst zweier Ausliefe­
rungsfälle bedurft, daß langsam so etwas wie 
Elemente eines koalitionsfreien Raumes hier 
entstanden sind, aber in diesem Fall hat mög­
licherweise der Zweck einiges an Mitteln, 
auch wenn sie von uns nicht beabsichtigt 
waren, geheiligt. Ich wäre sehr froh darüber 
gewesen, wenn es zu diesem koalitionsfreien 
Raum gekommen wäre. 

Herr Klubobmann Fischer! Ich möchte Sie 
gar nicht daran erinnern, was da noch an 
Informationen und an Aussagen in der Präsi­
diale gefallen ist, was uns gesagt worden ist, 
was heute noch folgt, daß es keine Abspra­
chen gibt und so weiter, an das möchte ich 
auch gar nicht so im Detail erinnern. Aber 
wenige Stunden später, nachdem wir alle 
noch das Versprechen des ÖVP-Klubobman­
nes im Ohr haben, daß hier erstmals in einer 

zentralen Frage eine klare Haltung der ÖVP 
auch bis zum Schluß klar bleibt, wird wieder 
alles gebrochen. 

Innerhalb von wenigen Stunden stehen wir 
jetzt vor einer wirklichen Peinlichkeit, die 
Sie, Herr Dr. Fischer, noch in letzter Minute 
für diese Koalition inszeniert haben. 

Eine Peinlichkeit, an der Sie gezeigt haben, 
daß Sie nicht nur in Ihrer Partei, sondern in 
der ganzen Koalition in der Lage sind, Ihr 
Diktat durchzusetzen. Sie, Herr Klubobmann 
König, der Sie nach vielen Wendungen in 
dieser Frage glauben machen konnten, daß 
Sie vor etwa einer knappen Woche endlich 
eine klare Haltung eingenommen haben, sind 
jetzt so offensichtlich in letzter Minute wie­
der mit großem Getöse umgefallen. 

Es ist zuwenig, das Ganze nur damit zu 
erklären, daß Sie der kleinere Koalitionspart­
ner sind. Für mich ist es keine Selbstver­
ständlichkeit, daß der kleinere Koalitionspart­
ner immer der sein muß, der am lautesten 
und schnellsten umfällt. Vielleicht ist das der 
Stil Ihrer Partei. Jedenfalls ist das ein großer 
Schaden für dieses österreichische Parlament 
und für diese Demokratie, die wir hier ei­
gentlich vertreten sollen. (Beifall bei den 
Grünen.) 

Und eines noch: Es war richtig spürbar, 
daß es heute hier nicht nur um das Parla­
ment geht, als plötzlich der Bundeskanzler 
auftauchte, als plötzlich hohe Parteifunktio­
näre auftauchten, daß man plötzlich merkt, 
daß da längst nicht mehr eine parlamentari­
sche Frage zur Diskussion steht, sondern daß 
es um die Koalition geht und der Bundes­
kanzler Ihnen sagt, Ihnen präsentiert: Entwe­
der, Herr Klubobmann, ziehen Sie den Kar­
ren, den Sie mit Ihrer Strategie so verfahren 
haben, wieder aus dem Dreck oder die Koali­
tion ist in einer schweren Krise, für die Sie 
die Verantwortung tragen. Sie haben es noch 
einmal geschafft. Ich möchte Ihnen jetzt 
nicht von diesem platz aus dazu gratulieren. 

Sie haben richtig kalkuliert, die ÖVP ist 
umgefallen. (Zwischenruf des Abg. 
S te i n bau e r.J Sie haben sich in dieser 
Hinsicht auf Ihren Koalitionspartner verlas­
sen können. Es ist eine späte, eine peinliche 
Reparatur der Koalition, und der Leim, mit 
dem Sie diese Koalition noch einmal zusam­
mengeklebt haben, der stinkt wirklich nach 
Mißbrauch des österreichischen Parlaments. 
Das ist das eine. 
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Das andere ist, das möchte ich trotzdem an 
dieser SteHe sagen, trotz dieses östlichen Ver­
haltens der SPO und trotz der Tatsache, daß 
mit dieser Haltung dieses österreichische Par­
lament wieder ein kleines Stück weiter nach 
Osten gerückt ist, ich möchte trotzdem fest­
halten ... (Zwischenrufe bei SPÖ und ÖVP. 
- Abg. S chi e der: Da scheinen Sie sich 
ja auszukennen!) 

Gerade in Tagen, in denen in Ungarn die 
Demokratie Stück für Stück erprobt wird 
und sich ein Parlament seine demokratischen 
Rec~te Stück für Stück zurückerkämpft, wird 
in Osterreich in diesem Parlament, das sich 
zum freien Westen zählt, die Demokratie, die 
parlamentarische Demokratie Stück für Stück 
zu Grabe getragen. (Neuerliche Zwischenru­
fe.) Fragen Sie einmal die ungarischen Kolle­
gen, was sie vom Parlament halten, und las­
sen Sie sich einmal von den ungarischen Kol­
legen erzählen, wie sie darüber denken wür­
den, über diese Mißachtung, wie Sie mit 
diesem entscheidenden, wesentlichen Kon­
trollinstrument Parlament umgehen. 

Für Sie ist das Parlament nichts, für Sie ist 
die Regierung alles! Hier sitzen weit über 
hundert Regierungsfunktionäre, die einfach 
vergessen haben, daß sie einen Wählerauftrag 
haben, die einfach vergessen haben, daß sie 
einen Kontrollauftrag haben, die einfach ver­
gessen haben, was ein freier Mandatar ist, 
und noch viel wichtiger: die vergessen haben, 
was ein freier Mensch ist. Sie sind der Proto­
typ eines Parteifunktionärs, und Sie können 
heute einigen ungarischen Parlamentariern 
bereits als Karikatur eines ehemaligen östli­
chen Parlamentariers dienen. 

Trotzdem habe ich Verständnis in einem 
gewissen Sinn für Ihre Haltung, in einem 
gewissen Sinn sind Sie konsequent geblieben. 
Und das sage ich nur zu den Damen und 
Herren auf der Seite der SPÖ. Ich sehe ein 
- und da teile ich Ihre grundsätzliche Be­
sorgnis -, daß es Schutzrechte für den Ab­
geordneten, für den Mandatar in der Demo­
kratie geben muß. Ich verstehe Ihre Besorg­
nis - und da gibt es sicherlich einige in 
diesem Haus, denen das recht wäre -, daß 
in der jetzigen Situation das Kind mit dem 
Bade ausgegossen wird und die parlamentari­
sche Demokratie in Zukunft ohne den wich­
tigen Schutz des einzelnen Mandatars aus­
kommen muß. Das verstehe ich. Irgendwo 
haben Sie noch den Instinkt der alten opposi­
tionellen Partei, die sich ihre Rechte erst 
Stück für Stück erkämpfen mußte. 

Aber auf der anderen Seite sehen Sie eines 
nicht ein: daß sich diese Immunität - und 
das ist meine persönliche Erfahrung der letz­
ten Monate -, diese über viele Jahre miß­
brauchte politische Immunität, längst zu ei­
nem Mittel der Mehrheitsparteien gegen den 
kritischen Oppositionsabgeordneten gewan­
delt hat. Diese Immunität läßt sich heute 
leicht gegen den kritischen Abgeordneten 
mißbrauchen, weil sie von den Parlamenta­
riern und Mandataren der Regierungsparteien 
in den letzten Jahren in einem derart unver­
schämten Ausmaß mißbraucht worden ist. 
daß sie heute in der Bevölkerung nur noch 
als Politikerprivileg abgelegt, kritisiert und 
abgeurteilt wird. Das ist der Punkt. 

Nach dem Fall Ludwig, nach dem nieder­
österreichischen Landeshauptmann, wird man 
in Österreich an einer bestimmten Immunität 
gemessen, und leider ist es eine Immunität, 
hinter der sich Regierungsfunktionäre und 
Machthaber in diesem Staat nur allzugut ver­
steckt haben. 

Und es ist gelungen - ich habe das ein­
fach persönlich erlebt -, diese Immunität 
auch gegen mich zu kehren. Monatelang ist 
nicht darüber diskutiert worden, was mir ei­
gentlich vorgeworfen wird, was es eigentlich 
mit dieser falschen Zeugenaussage oder die­
ser Verleumdung auf sich haben solL Wenn 
ich jetzt einen nach dem anderen von Ihnen 
fragen würde: Was wissen Sie eigentlich über 
die konkreten Vorwürfe?, da bin ich mir 
ganz sicher, würde sich herausstellen, daß es 
sechs Kollegen in diesem Haus gibt, die wirk­
lich im Detail darüber informiert sind (Abg. 
SIe i n bau e r: Haben Sie gelogen oder 
nicht?): Freda Meissner-Blau, Walter Geyer, 
Herbert Fux, Karel Smolle, Andreas Wabl 
und Manfred Srb. Aus, fertig. 

Sie und ein Großteil der Öffentlichkeit in 
Österreich haben immer nur diskutiert: Ist 
der Pilz ein anst~ndiger .. Mensch? (Ironische 
Heiterkeit bei SPO und OVP. - Ruf: Nein!) 
Läßt er sich endli~h ausliefern? (Zwischenru­
fe bei SPÖ und ÖVP.) Ich kann Ihnen dieses 
Kompliment von hier aus nur von ganzem 
Herzen zurückgeben. 

Aber das war alles, worauf das reduziert 
worden ist. und so ist das Mittel Immunität 
gegen den einzelnen Abgeordneten gerichtet 
worden. Ludwig hat es sich richten können, 
ein grüner Abgeordneter kann es sich nicht 
richten. Ein grüner Abgeordneter muß -
und da gibt es eben einen Unterschied in der 
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politischen Moral der verschiedenen Parteien 
in diesem Haus - zu seinen Prinzipien ste­
hen, muß zu seiner politischen Anständigkeit 
stehen und kann es sich eben nicht richten, 
wie Sie das immer können (weitere Zwischen­
rufe), kann sich nicht darauf verlassen, daß 
Großparteienverbände und auch immer wie­
der Medien - wie im Fall Ludwig - die 
Mauer machen. 

Diese Immunität ist durch österreichische 
Politiker ruiniert worden, ist durch Sie alle 
gemeinsam ruiniert worden. (Abg. Dr. 
B I e n k: Eine peinliche Rede, die Sie da hal­
ten!) Diese alte Immunität ist in dieser Form 
ein überkommenes Politikerprivileg. Diese 
Immunität hat überhaupt keine Zukunft 
mehr. Und wenn Sie sich darauf versteifen, 
dann versteifen Sie sich nur auf das, auf das 
Sie sich immer versteift haben: auf die Ver­
teidigung von Politikerprivilegien. 

Ginge es Ihnen wirklich um Schutzrechte, 
um echte Schutzrechte, dann hätten Sie an­
dere Fälle thematisiert, nicht den Fall eines 
Dr. Sinowatz, dann hätten Sie etwa den Fall 
des Ökologieinstituts thematisiert, das heute 
existenziell gefährdet ist, weil es mit einer 
Millionenklage von Müllspekulanten fertigge­
macht werden soll, dann hätten Sie zahlrei­
che Bürgerinitiativen zitiert, die man kaputt­
zuklagen und zu ruinieren versucht, dann 
hätten Sie einmal wirklich über politische 
Freiheitsrechte geredet. Aber das einzige, was 
Sie wirklich interessiert, sind Ihre ganz per­
sönlichen und parteilichen Rechte: Wie 
schütze ich mich selbst, wie schütze ich mei­
ne Privilegien? Nicht: Wie schütze ich den 
kritischen Bürger? Nicht: Wie schütze ich 
den, der sich traut, für Interessen auch gegen 
die Obrigkeit, auch gegen den Staat einzutre­
ten. Das sind nicht Ihre Themen. Das sind 
nicht die Themen, wo Sie Schutz verlangen. 
Das einzige, wo es Ihnen wirklich um etwas 
geht, wo es Ihnen unter den Nägeln brennt, 
das ist: Wie schütze ich mich selbst, wenn ich 
vielleicht einmal irgend jemanden beleidige 
oder wenn mir irgend jemand etwas nach­
sagt? Das ist das einzige, was Sie wirklich 
interessiert. Sie haben auch allen Grund, 
nach diesem Schutz zu rufen. 

Nach dem, was rund um Lucona, Gratz, 
Proksch, Blecha (Abg. Dkfm. L ö f f l e r: 
Jetzt erzählen Sie uns einmal, ob Sie gelogen 
haben oder nicht!), Sinowatz, Maurer, die 
ganze Bundesländerversicherung, Ludwig und 
so weiter passiert ist, haben Sie allen Grund, 
sich Sorgen über sich selbst zu machen, sich 

zu fragen: Wann komme ich in die Situation, 
daß ich möglicherweise ausgeliefert werde? 
Wann komme ich möglicherweise in die Si­
tuation, daß die Kumpanei der Großparteien 
nicht mehr funktioniert? 

Und eines ist gelungen, eines ist uns und 
wahrscheinlich auch mir persönlich gelungen: 
diese Kumpanei an einem Punkt zu durch­
brechen. Mit Dr. Sinowatz haben Sie zur 
Kenntnis nehmen müssen - natürlich war da 
viel parteipolitische Taktik der ÖVP dahin­
ter, ohne dieser wäre es nicht gegangen; ohne 
dieser parteipolitischen Taktik der OVP wäre 
auch Zwentendorf nicht verhindert worden 
-, dieser Dr. Sinowatz war der erste wichti­
ge, mächtige Politiker, der, ohne von seiner 
Partei fallen gelassen worden zu sein, nicht 
mehr geschützt werden konnte, nicht mehr 
gedeckt werden konnte, sich der Öffentlich­
keit stellen hat müssen. 

Natürlich ist das Ganze vom Gesichtspunkt 
der Immunität aus - und da gebe ich Ihnen, 
Dr.. Fischer, durchaus recht - eine proble­
matische und diskussionswürdige Sache, aber 
bis zu diesem Tag konnten Sie wie selbstver­
ständlich immer wieder die Immunität miß­
brauchen. Jeder in Ihren Reihen konnte alles 
für die Partei - für die Partei! - machen 
und sich darauf verlassen, daß die Partei 
dann hinter ihm steht und daß ihm die Partei 
möglicherweise dann, wenn die Justiz nach 
ihm greift, sogar ein Mandat verschafft, um 
ihn zu immunisieren. 

Sie haben ja alle diesen Fall miterlebt: Man 
hat ihm ein Mandat verschafft, um ihn zu 
immunisieren. Das haben Sie alle erlebt. Das 
sind Zustände einer ehrenwerten Gesell­
schaft, der Sie alle angehören und für die die 
Immunität eine ganz besondere Bedeutung 
hat. (Beifall des Abg. Fux.) 

Meine Damen und Herren! Es geht darum, 
daß Sie das Politikerprivileg Immunität heute 
durch etwas anderes ersetzen, durch echte 
Bürgerrechte ersetzen. (Abg. Dr. K e Ll e r: 
Ich verlange einen Ordnungsruf! Ich fühle 
. mich nicht als Angehöriger der Mafia! Ich bin 
nicht bereit, mir das anzuhören!) Wissen Sie, 
Dr. Keller, ab und zu werden auch Sie sich 
etwas anhören müssen. Das ist eine der 
"Schwächen" des Parlamentarismus, die Sie 
noch nicht beseitigen konnten, nämlich daß 
Sie sich ab und zu etwas anhören müssen. 
(Abg. Dr. K e l I e r: Ich werde hier erzählen, 
was Sie mir in meinem Zimmer erzählt ha­
ben!) Eine der wenigen "Schwächen" des 
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Parlamentarismus ist das. Das haben Sie noch 
nicht ausmerzen können. Sie können abset­
zen, Sie können Debatten verhindern, Sie 
können Abstimmungen verhindern, Sie kön­
nen alles mögliche machen, aber wenn eine 
Debatte einmal stattfindet, dann können Sie 
- zum Glück - die freie Rede des Abge­
ordneten noch nicht verhindern. (Abg. 
H ein z i n ger: Was hat er Ihnen erzählt?) 

Ich habe die Öffentlichkeit über das Ge­
~präch mit Ihnen informiert. Ich habe die 
Offentlichkeit informiert. (Abg. Dr. 
K eil e r: Er hat mich besucht zur Rettung 
seines Mandates!) Ich war sehr interessiert 
daran - und das war ein sehr positiver 
Aspekt dieses Gespräches -, als Sie mich 
aufgeklärt haben über Ihre Vorstellungen 
über Polizei und Politjustiz in Österreich. Ich 
wäre sehr froh, wenn Sie heute hier heraus­
gingen und das, was Sie mir im pe~.sönlichen 
Gespräch über die Politjustiz in Osterreich 
erzählt haben, über parteiliche Richter er­
zählt haben, über Richter, die immer auf 
Seite der Polizei stehen - ich habe da offen­
sichtlich viel weniger Fälle gekannt als Sie -, 
ich wäre sehr froh, wenn Sie diese General­
abrechnung mit einer politisierenden Justiz, 
die Sie mir gegenüber gemacht haben, auch 
einmal in aller Öffentlichkeit vollziehen. 
(Beifall des Abg. Fux.) 

Wenn wir schon einmal reden über dieses 
Gespräch, dann reden wir wirklich einmal 
offen und ehrlich über dieses Gespräch. Sie 
haben dann gleich die Möglichkeit, über die­
ses Gespräch zu berichten. 

Meine Damen und Herren! Die Immunität 
ist Ihnen eben wichtig, weil sie Sie persönlich 
betrifft. Sie haben eine Chance verpaßt, Sie 
haben eine wesentliche Chance verpaßt, diese 
Immunitätsdebatte auf eine andere Ebene zu 
heben. Sie hätten ruhig eine Abstimmungs­
niederlage in Kauf nehmen können. Wahr­
scheinlich ist es nicht die größte Katastrophe 
der österreichischen Sozialdemokratie, wenn 
sie einmal nach 18 Jahren eine einzelne Ab­
stimmung nicht gewinnt - eine einzelne Ab­
stimmung nicht gewinnt. Das kann ja wohl 
nicht der Untergang der österreichischen So­
zialdemokratie sein. 

Mit dieser möglichen Abstimmungsnieder­
lage hätten Sie durchaus in einer Diskussion, 
auch im koalitionsfreien Raum, dessen Nach­
weis Sie uns noch immer schuldig sind, ge­
meinsam mit allen in diesem Parlament über 
eine Neugestaltung des Immunitätsrechtes 

sprechen, diskutieren und verhandeln kön­
nen. Und es hätte sicherlich Möglichkeiten 
gegeben, aus dem alten Politikerprivileg Im­
munität ein neues Bürgerrecht zu schaffen, 
ein Bürgerrecht, das möglichst alle Bürger 
schützt, das besondere Tätigkeiten der Abge­
ordneten im Haus schützt, aber das für alle 
Bürger gilt, das eben auch Bürgerinitiativen 
und ein Ökologieinstitut schützt. 

Sie hätten diese Chance in aller Anständig­
keit und aufrechten Ganges nützen können. 
Sie haben diese Chance vertan. Sie haben 
nichts anderes im Kopf als die Koalition -
diese Koalition, die Sie nur mehr durch Un­
terdrucksetzen Ihres Koalitionspartners mit 
Müh und Not aufrechterhalten können. Sie 
benützen das Parlament zu nichts anderem 
mehr, als um Zeit zu gewinnen und um 
festzustellen, daß hier nicht der Ort zu dis­
kutieren ist. 

Wir haben deswegen diese Diskussion ge­
nützt, um zu zeigen - und vielleicht ist das 
das einzige, was Sie aus dieser Diskussion 
mitnehmen -, Herr Klubobmann Fischer, 
daß dieses Haus, dieses Plenum nach wie vor 
der Ort ist, wo über Immunität und über alle 
Belange, die für dieses Land wichtig sind, 
diskutiert wird - ob es Ihnen paßt oder 
nicht. (Beifall bei den Grünen.) 21.15 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Ab­
geordneter Dr. König. Ich erteile es ihm. 

21.15 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König (ÖVP): 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Der Herr Abge­
ordnete Pilz hat sich hier darüber beklagt, 
daß die beiden Regierungsparteien keine De­
batte zuließen. Nun, wir haben versprochen, 
daß es bei der Behandlung dieser Materie 
keine Redezeitbeschränkung geben wird. Wir 
haben keine Redezeitbeschränkung beschlos­
sen. Fünf grüne Abgeordnete sind gemeldet, 
der Herr Abgeordnete Pilz hat von seinem 
Rederecht ausgiebig Gebrauch gemacht. Ich 
glaube, gerade diese Behauptung zeigt, wie 
genau es der Abgeordnete Pilz mit dem 
Wahrheitsgehalt seiner Behauptungen nimmt. 
(Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wir stimmen 
dem Antrag auf Rückverweisung zu, und 
zwar aus zwei Gründen: 

Erstens einmal deshalb, weil wir der Auf­
fassung sind, daß die bisherige Praxis ein-
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stimmiger Beschlußfassungen im Immunitäts­
ausschuß ein wertvolles Gut der parlamenta­
rischen Demokratie ist, nicht im Interesse der 
Mehrheit. sondern im Interesse der Minder­
heit. Wenn die Mehrheit es sich richten will, 
kann sie jederzeit mit ihrer Mehrheit im Im­
munitätsausschuß mißliebige Abgeordnete 
der Opposition ausliefern. Wir halten das für 
falsch. Wir glauben, daß die Immunität auch 
heute noch ihren Stellenwert hat als Schutz­
funktion vor dem Mißbrauch der Macht, na­
türlich der Macht der Mächtigen. Und die 
Mehrheit ist allemal noch in der Lage, ihre 
Beschlüsse mit Mehrheit durchzusetzen, die 
Minderheit nicht. Das Einstimmigkeitsprinzip 
ist daher ein Schutz der Minderheit. 

Erstmals wurde dieses Einstimmigkeitsprin­
zip diesmal nicht gehalten. Wir haben eine 
Abstimmung - es ist schon gesagt worden 
-, bei der die ÖVP in der Minderheit geblie­
ben ist. Das war die Abstimmung über die 
Frage des Zusammenhangs mit der politi­
schen Tätigkeit, und das zweite war die Frage 
der Auslieferung, wo die SPÖ in der Minder­
heit geblieben ist. Wir glauben, daß im Inter­
esse des Schutzes der Minderheit diese Ein­
stimmigkeit gefunden werden soll. 

Zweitens: Wir glauben, daß es einfach ein 
Gebot der Vernunft ist, wenn die beiden Re­
gierungsparteien sich nicht gegenseitig über­
stimmen. Ich verstehe schon, daß es für die 
Opposition äußerst angenehm ist, hier einen 
Keil hineinzutreiben, ich glaube nur, daß es 
für das Land wichtiger ist, daß die Zusam­
menarbeit und die Fähigkeit zum sachlichen 
Kompromiß im Interesse der Lösung der 
Probleme, auf die die Menschen dieses Lan­
des Anspruch haben, wesentlich höhere Gü­
ter sind als das Taktieren. (Beifall bei ÖVP 
und SPÖ.) 

Der Abgeordnete Pilz hat der ÖVP vorge­
worfen, sie wäre umgefallen, sie häue ihre 
klare Haltung aufgegeben. Das haben wir 
nicht, Herr Abgeordneter Pilz. Wir beurtei­
len Ihre Haltung, Ihr Verhalten nach wie vor 
gleich. Ich werde es Ihnen jetzt nicht erspa­
ren und Ihnen sagen, wie wir Ihr Verhalten 
beurteilen. 

Sie sind gewählter Abgeordneter gewesen 
- noch nicht angelobt, aber gewählter Abge­
ordneter -, als Sie sich an einer Demonstra­
tion beteiligt haben. Sie haben einen Exeku­
tivbeamten, der vereidigt ist auf die Gesetze 
dieser Republik, an der Sie als Abgeordneter 
mitwirken, deshalb aus persönlicher Rache 

angezeigt, weil Sie mit der Art seiner Aus­
übung der Gesetze, die wir hier im National­
rat beschließen und an die die Exekutive 
gebunden ist - es ist ja seine Pflicht, sie 
auszuführen -, eben nicht einverstanden wa­
ren. Sie haben sich ganz persönlich dazu hin­
reißen lassen, ein Exekutivorgan anzuzeigen, 
eine Strafanzeige gegen ihn zu erstatten, und 
Sie haben das mit einer Zeugenaussage auch 
noch untermauert. 

Das ist keine politische Tätigkeit eines Ab­
geordneten. Das ist Ihre ureigenste Privatfeh­
de, die Sie ausgetragen haben, und sie 
kommt sinnfällig zum Ausdruck in einer An­
frage, die Sie erst jetzt gegenüber dem Innen­
minister eingebracht haben, wo Sie die Exe­
kutive als "Prügelpolizisten" bezeichnen. 
(Zwischenruf bei den Grünen.) 

Das, Herr Abgeordneter Pilz, ist Ihre Ein­
stellung zum Rechtsstaat, das ist Ihre Einstel­
lung zur Exekutive, zu jenen Menschen, die 
ihren Kopf hinhalten für die Sicherheit der 
Menschen in unserem Lande! (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 

Deshalb haben wir gesagt, daß dieses Ihr 
Verhalten nichts zu tun hat mit der politi­
schen Tätigkeit eines Abgeordneten. Wir sind 
mit dieser Meinung im Ausschuß in der Min­
derheit geblieben. Deshalb haben wir zuge­
stimmt, daß Sie ausgeliefert werden. Wären 
wir mit unserer Meinung durchgekommen, 
dann hätte das allein genügt, damit Sie vor 
Gericht die Folgen Ihrer Strafanzeige selbst 
austragen. Wir halten weiter daran fest: Wir 
sind nach wie vor der Meinung, daß es eben 
nicht eine Frage der politischen Tätigkeit ei­
nes Abgeordneten ist, Exekutivbeamte anzu­
zeigen und als Zeuge dann Behauptungen 
aufzustellen, um das zu erhärten. Wir halten 
daran fest, und deshalb sind wir auch der 
Meinung, daß Sie das vor Gericht zu verant­
worten haben. Wir haben diese Meinung 
nicht geändert. Ich halte das ganz ausdrück­
lich fest. 

Was Sie aber hier wollten - und das hat 
man ja sehr deutlich gesehen, als Sie vom 
"koalitionsfreien Raum" sprachen -, ist 
nichts anderes, als daß Sie die beiden Regie­
rungsparteien gegeneinander ausspielen woll­
ten. Das ist Ihr gutes Recht als Opposition. 
Nur, es ist unser gutes Recht, uns von Ihnen 
nicht ausspielen zu lassen. Wir werden den­
noch an unserer Auffassung festhalten, und 
wir werden in dieser Frage nicht umfallen, 
sondern wir haben unsere Auffassung, so wie 
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das auch das gute Recht jeder anderen Partei 
ist, ihre Auffassung zu haben. Sie kennen die 
geschäftsordnungsmäßigen Möglichkeiten ge­
nauso gut wie wir. Wir werden in der Zeit 
dieser Vertagung sehen, ob es eine gemeinsa­
me Auffassung gibt. Wenn das nicht der Fall 
ist, wird es dabei bleiben. Wir haben unsere 
Auffassung deponiert u!ld werden sie nicht 
ändern. (Ruf bei der FPO: Wozu das Ganze?) 

Und nun noch ein Wort zur Frage der 
Immunität schlechthin. Sie haben, Herr Ab­
geordneter Pilz, gerade so getan, als ob die 
Immunität, die heutige Immunität ein Privi­
leg der Abgeordneten wäre. Das ist es nicht. 
Lange bevor Sie diesem Haus angehört ha­
ben, haben wir die Unterschiede zwischen 
dem Bürger und dem Abgeordneten, die frü­
her nicht als Privileg empfunden wurden, die 
wir damals aber in unserer heutigen Zeit als 
Privileg empfanden, abgeschafft. Kein Abge­
ordneter, der in seinem Beruf, im Straßen­
verkehr oder sonstwo ein Delikt setzt, kann 
sich auf seine Immunität berufen. Er ist 
gleichgestellt mit allen anderen Staatsbür­
gern. 

Was die Immunität heute bedeutet, das ist 
der Schutz vor Klagen wegen Äußerungen, 
die Sie wahrscheinlich sehr häufig vor Ge­
richt zu vertreten hätten, wenn Sie nicht die­
sen Schutz der Immunität genössen. Wir 
glauben, daß das im Interesse des Funktio­
nierens des Parlaments auch richtig ist. 

Es ist auch nicht so, daß der Abgeordnete 
hier für seine Äußerungen nicht zur Verant­
wortung gezogen werden kann; mit Ablauf 
des Mandats selbstverständlich. Es gibt da 
keine Verjährung, aber es soll das Funktio­
nieren des Parlaments, und es soll - und das 
müßten gerade Sie von der Opposition doch 
schätzen - die Möglichkeit der Kontrolle, der 
Kritik an der Macht erhalten bleiben, ohne 
daß man deswegen Sorge haben muß, vor 
den Kadi gezerrt zu werden. 

Wir sind daher auch der Meinung, daß wir 
im Hinblick auf die jetzige Entwicklung ge­
meinsam überlegen müssen, welche Änderun­
gen notwendig sind in der Immunitätspraxis 
beziehungsweise in den Bestimmungen, weil 
wir erleben mußten, daß beispielsweise große 
Institutionen der öffentlichen Hand Klagen 
einbringen mit Streitwerten in Millionenhö­
he, die darauf abzielen, Abgeordnete in ihrer 
Kontrolle mundtot zu machen, weil die Ko­
sten des Verfahrens so hoch sind. 

Wir werden gemeinsam auch darüber bera­
ten, einen Weg zu finden, der nach wie vor 
dem einzelnen Staatsbürger Schutz bietet vor 
einer Verleumdung und einer Herabsetzung 
in der Öffentlichkeit, aber andererseits aus­
schließt, daß der Abgeordnete, der von sei­
nem Recht und seiner Pflicht Gebrauch 
macht, zu kontrollieren und zu kritisieren, 
durch Millionenklagen mundtot gemacht und 
eingeschüchtert wird. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, 
wenn Sie nicht nur daran interessiert sind, 
daß es zu einer Auseinandersetzung in der 
Regierungskoalition kommt - ein Interesse, 
das ich Ihnen nachfühlen kann, aber das, wie 
ich glaube, nicht allein verdient verfolgt zu 
werden -, dann werden Sie zu der Auffas­
sung kommen müssen, daß die Bewahrung 
dieses Rechtes der Opposition, der Schutz 
vor den Mächtigen, die Bewahrung des Rech­
tes zur Kontrolle, zur Kritik im Parlament, 
aber natürlich in der heutigen Zeit auch au­
ßerhalb des Parlaments, weil sich vieles in 
Pressekonferenzen abspielt, zu den funda­
mentalen Sicherungen der Demokratie ge­
hört, die in allen demokratischen Ländern in 
gleicher Weise besteht. 

Deshalb glauben wir, daß diese Lösung, die 
wir heute hier antragsmäßig festgehalten ha­
ben, eine Lösung im Sinne der Vernunft ist, 
eine Lösung auch im Interesse Letzten Endes 
des Parlamentarismus. (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ.) 21.26 

Präsident: Für den Zwischenruf "Das ist 
eine Lüge!" erteile ich dem Abgeordneten 
Wabl einen 0 r d nun g s ruf. 

Zum Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete 
Meissner-Blau. Ich erteile es ihr. 

21.26 

Abgeordnete Freda Meissner-Blau (Grü­
ne): Herr Präsident! Meine Damen und Her­
ren! In dieser nun schon Monate währenden 
Debatte und Diskussion um die Immunität ist 
sehr viel schiefgegangen. Sie war streckenwei­
se schlichtweg beschämend. Ich fürchte, für 
die Öffentlichkeit ist dabei auch wiederum 
ein Stück politischen Anstands und Glaub­
würdigkeit verlorengegangen. Die Krönung 
für mich ist heute die Zurückverweisung an 
den Immunitätsausschuß, die ja natürlich in 
der Öffentlichkeit nur aufgefaßt werden kann 
als Versuch, als Wunsch, neu zu diskutieren, 
neu abstimmen zu Lassen, bis endlich so ab-
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gestimmt wird, wie es die größere Regie­
rungspartei wünscht. 

Natürlich, meine Damen und Herren, muß 
grundsätzlich und sehr gründlich Immunität 
heute diskutiert werden, nicht nur im Immu­
nitätsausschuß, auch hier im Plenum. Natür­
lich muß diskutiert werden, warum es not­
wendig ist, geschützt zu sein, wenn man Eh­
ren beleidigungen ausspricht. Es hat nie in 
meinen Kopf gewollt. Ich verstehe es bis heu­
te nicht, warum es zur politischen Arbeit 
gehören muß, Menschen in ihrer Ehre zu 
beleidigen. (Abg. Dr. F uhr man n: Das sa­
gen Sie dem Pilz!) Ich glaube - ganz im 
Gegenteil -, daß das politische Klima in 
diesem Land und damit auch das Klima ganz 
allgemein in Österreich nur gewinnen könn­
te, wenn man sich zurückhalten muß und 
Menschen nicht beleidigt. Für mich ist un­
vergeßlich, und es gibt so viele Beispiele, die 
heute von Herrn Dr. Fischer nicht aufgezählt 
worden sind ... (Abg. P öde r: Wie wäre es, 
wenn Sie das dem Herrn Pilz sagen würden?) 

Das gilt auch für Herrn Pilz, das gilt für 
uns ganz genauso. Aber ich bitte Sie, ich 
nehme doch uns nicht aus. 

Ich erinnere mich an die Kreisky-Wiesen­
thai-Affäre, wo schreckliche Unterstellungen 
gemacht worden sind, mit einer bösen Diffa­
mierung. Es wurde nie der Wahrheitsbeweis 
angetreten. Ich erinnere mich weiters an die 
Ohnmachtsgefühle einer Bürgerin, die diffa­
miert und denunziert wird von einem Abge­
ordn~ten, von einem Politiker, der geschützt 
ist. Ubrigens ist es interessant, daß es sich 
dabei um jenen Herrn dreht, der heute Lan­
deshauptmann von Kärnten geworden ist, Dr. 
Peter Ambrozy, der während des Präsident­
schaftswahlkampfes in einem Interview wider 
besseres Wissen, genau wissend, daß ich mein 
Leben lang in Österreich, den größten Teil 
meines Lebens in Österreich gelebt habe und 
noch nie einen Tag in der DDR war, behaup­
tet hat, ich sei kürzlich aus der totalitären 
DDR ausgereist, um hier politische Unruhe 
zu stiften. Wenn man ihn klagt, wird man 
abgewiesen. Das ist mit Genuß natürlich im­
mer weiter kolportiert worden, auch nach der 
Richtigstellung. 

Landeshauptmann Wagner hat die "politi­
sche Klugheit" - unter Anführungsstrichen 
- gehabt, mir nachher, als diese Diffamie­
rung Herrn Dr. Steyrer auch nicht retten 
konnte, einen lieben Brief zu schreiben und 
zu sagen: Jetzt ist doch alles vorüber, jetzt 

seien wir wieder gut, das sind eben harte 
Worte, die in einem Wahlkampf fallen, aber 
das ist doch natürlich jetzt vorüber, und liebe 
Grüße von Haus zu Haus. 

Damals habe ich angefangen, zu verstehen, 
was eigentlich Politik ist! 

Meine Damen und Herren! Unsere Mei­
nung ist nach wie vor: Wenn - und das ist 
eine Meinung der Grünen - ein immuner 
Abgeordneter einen Dritten klagt, der nicht 
immun ist, dann hat er von der Immunität 
befreit zu werden. Er muß sich dem Gericht 
stellen. Das ist unbedingt notwendig. Wir 
plädieren nach wie vor für das Schweizer 
Modell, wonach ein Abgeordneter das Recht 
und die Pflicht hat, sich seinem Richter zu 
stellen. Das wäre ein Modell für Österreich, 
daß man auf Wunsch von der Immunität 
befreit werden kann. Ich würde mir. wün­
schen, daß einmal diese Möglichkeit ernsthaft 
diskutiert wird. 

Der Fall Sinowatz und der Fall Peter Pilz 
fallen in diese Kategorie, obwohl sie nicht 
vergleichbar sind, denn, wie Sie wissen, bei 
Peter Pilz handelt es sich um einen Prozeß 
wegen Polizeiübeigriff, und das ist eine ande­
re Kategorie. 

Aber jetzt möchte ich folgendes sagen: Ich 
verstehe sehr gut den Zorn und den Ärger 
der Sozialisten in dieser Situation, auch wenn 
sie weitestgehend an der traurigen und 
schändlichen Entwicklung, die zum Rücktritt 
von Dr. Sinowatz geführt hat, mit beteiligt 
sind. Aber wenn ich bedenke - und da ver­
stehe ich Ihren Ärger -, daß Dr. Sinowatz 
erstinstanzlieh verurteilt wurde oder entschie­
den worden ist, daß er gelogen hat und mit 
seiner Lüge einem anderen Menschen, einem 
Journalisten, Schaden hätte zufügen können, 
so gibt es doch einen, der die ganze Welt 
belogen hat, wie eine Historiker-Kommission 
festgestellt hat, und der heute noch unbewegt 
und unbeweglich im Josephinischen Trakt 
sitzt. Ich verstehe, daß Sie das ärgert. Nur 
sind Sie mit schuld an dieser gesamten Ent­
wicklung, und das ist schade. (Abg. Dr. 
E t t m a y e r: Keine Beleidigungen!) Das ist 
keine Beleidigung, das ist eine Tatsache. Die 
Historiker-Kommission ist eine Tatsache, und 
der erstinstanzliche Bescheid ist eine Tatsa­
che. (Abg. S t ein bau e r: Zur Sache, Frau 
Meissner-Blau!) 

Meine Damen und Herren! Wir sind alle 
betroffen, daß die Entscheidung, die Sie an-
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gekündigt haben, heute nicht fällt. Wir halten 
das für eine große Schwäche. Sie werden das 
der Bevölkerung klarmachen müssen nach alt 
den Ankündigungen, die gemacht worden 
sind, die widerrufen worden sind, die neu 
gemacht worden sind. 

Aber um eines bitte ich Sie, und eines 
möchte ich klarstellen: Das Recht auch des 
Abgeordneten für seinen Richter muß gelten, 
und wir werden immer wieder dafür plädie­
ren. 

Ich hoffe, mein Kollege Peter Pilz wird 
ausgeliefert, so wie Sie das ja angekündigt 
haben, Herr Dr. König. (Bei/all bei den Grü­
nen.) 21.34 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Ab­
geordneter Dr. Haider . Ich erteile es ihm. 

21.34 

Abgeordneter Dr. Haider (FPÖ): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Immer 
wenn Heinz Fischer etwas allgemein argu­
mentiert und seine ansonsten gewohnte 
Schärfe in der Analyse verliert, kann man 
mit Gewißheit annehmen, daß er sich selbst 
in Turbulenzen befindet, was zweifelsohne 
das Ergebnis seiner bisherigen Taktik in der 
Immunitätsfrage ist. Denn einerseits hat er es 
nicht geschafft, seinen eigenen Parteikollegen 
so über die Runden zu bringen, wie das jetzt 
die ÖVP mit ihm gemeinsam in der Frage 
eines anderen Abgeordneten macht, und an­
dererseits wird hier versucht, den Eindruck 
zu erwecken, als würde man nur an einer 
sauberen Lösung interessiert sein. 

Meine Damen und Herren! Kollege König 
hat es so formuliert, er hat gesagt, die Arbeit 
der Koalition sei viel wichtiger als Taktik in 
der Frage der Immunität. Ich darf Sie fragen, 
Kollege König: Was geschieht jetzt anderes 
als Taktik in der Frage der Immunität? Denn 
Sie haben beide, Herr Klubobmann Dr. Fi­
scher und Herr Klubobmann Dr. König, ver­
gessen, dem Hohen Haus und der Öffentlich­
keit zu berichten, wie denn gestern die Ab­
stimmungsverhältnisse im Immunitätsaus­
schuß gewesen sind. Man sollte sie in 
Erinnerung rufen! (Abg. Dr. Fis c her: 
Das habe ich genau geschildert! - Abg. 
S chi e der: Sogar der Berichterstatter hat 
es gesagt! Zwischenruf des Abg. 
Ve t t er.) 

Es wurde über einen Antrag abgestimmt, 
ob ein politischer Zusammenhang bei dem 

gegebenen Auslieferungsbegehren mit der zur 
Last gelegten Tat besteht. Hier hat die Sozia­
listische Partei mit der Freiheitlichen Partei 
die Meinung vertreten, es bestünde ein politi­
scher Zusammenhang. In der Folge kam es 
dann zum zweiten Beschluß in der Frage, ob 
ausgeliefert werden sollte. Hier haben die 
Österreichische Volkspartei und die Freiheit­
liche Partei mehrheitlich den Beschluß ge­
faßt, daß ausgeliefert werden sollte. 

Und nun ist klar, daß eine heillose Turbu­
lenz zwischen den beiden Koalitionsparteien 
entstanden ist. Und wenn Sie hier sagen, Sie 
müssen zurückverweisen, damit eine saubere 
Lösung getroffen wird, dann nur deshalb, 
weil Sie offenbar innerhalb der Koalition er­
kannt haben, daß Sie hier mit wechselnden 
Mehrheiten langfristig auch unterschiedliche 
Standpunkte beziehen würden. (Abg. 
S t ein bau e r: Haider, ich erkläre dir 
das!) 

Ich glaube, daß die Frage der Immunität, 
meine Damen und Herren, heute eher ein 
Vorwand ist, daß man sich so besorgt zeigt, 
denn das hätte man ja gestern auch schon 
tun können, und jemandem wie Heinz Fi­
scher, der so viel auch als Jurist und Verfas­
sungsrechtler über dieses Thema gearbeitet 
hat, fällt ja seine Sorge betreffend die Immu­
nität nicht erst wenige Stunden vor der ent­
scheidenden Plenardebatte ein. So ist also 
anzunehmen, daß er seinen Standpunkt ei­
gentlich schon früher konkretisiert hat. Und 
jetzt geht es eigentlich im Prinzip nur darum, 
daß die Koalition heute krampfhaft versucht 
hat, den Haussegen, der nun einmal schief­
hängt, zu retten, wobei der Scheidungsanwalt 
schon ein bißchen unter dem Bett hervor­
schaut bei dieser ehelichen Gemeinschaft, 
und da dienen die Immunität und verfas­
sungsrechtliche sowie staatspolitische Überle­
gungen als Vorwand. (Abg. Dr. G ra/ f: 
Haider sorgt sich!) 

Der "Nasenring" von gestern wird also 
weggenommen, und die Versöhnungsblumen 
werden auf den Tisch gelegt. Aber die Wun­
den werden tiefer werden; die Wunden, die 
diese Debatte zwischen den beiden Koali­
tionsparteien geschlagen hat. 

Meine Damen und Herren! Ich habe sehr 
aufmerksam Dr. König zugehört, der gesagt 
hat: Wir werden nicht umfallen, wir werden 
unseren Standpunkt durchsetzen! Das ist eine 
Ankündigung, wie es im Ausschuß laufen 
soll, und hier hat sich Herr Dr. Pilz geirrt. 

74. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 13 von 37

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVII. GP - 74. Sitzung - 28. September 1988 8475 

Dr. Haider 

Nicht Heinz Fischer hat der ÖVP den Willen 
aufgezwungen, wenn es so kommt, wie König 
sagt, sondern die ÖVP hat sich gegenüber 
der SPÖ in dieser Frage ein weiteres Mal 
durchgesetzt. Denn es müßte dann im Aus­
schuß beschlossen werden, daß kein politi­
~~her Zusammenhang besteht, sg wie das die 
OVP gestern verlangt, die SPO aber nicht 
akzeptiert hat. Oder es wird umgekehrt, 
nämlich daß auch die ÖVP mitstimmt, es 
besteht ein politischer Zusammenhang, und 
es ist auszuliefern. Dann ist also, meine Da­
men und Herren, die ÖVP offenbar doch 
umgefallen. (Abg. Dr. G r a f f: Der Kalen­
der arbeitet für uns! Das ist gar nicht so 
kompliziert, wie Sie glauben!) 

Und nun, meine Damen und Herren, gibt 
es noch eine weitere Variante, nämlich daß 
die beiden Koalitionsparteien auf das setzen, 
was vielleicht die Öffentlichkeit am allerwe­
nigsten erwartet, daß sie überhaupt keine 
Entscheidung treffen wollen, sondern warten, 
bis die Frist abgelaufen ist, damit dann eine 
automatische Verfolgungsfreigabe für den an­
geklagten Abgeordneten möglich ist. (Abg. 
Dr. G r a f f: Jetzt ist der Groschen gefallen!) 
Das sind Ihre "nicht taktischen, sauberen" 
Lösungen, meine Damen und Herren von 
den Koalitionsparteien. (Beifall bei der FPÖ.) 

Jetzt haben Sie zu erkennen gegeben, daß 
nur mit einem Verweigern einer klaren parla­
mentarischen Entscheidung das Schlamassel 
des Koalitionskraches mühsam gekittet und 
saniert werden kann. Ich bin froh darüber, 
daß Sie das jetzt so freundlich bestätigt ha­
ben. 

Meine Damen und Herren! Das ist ja ei­
gentlich die Lösung, die am allerwenigsten 
sauber ist: daß man keine Meinung mehr 
dazu hat und einfach wartet (Abg. 
S chi e der: Der Ehestörer kann sich freu­
en!), daß Fristen ablaufen und eine Art Ver­
säumnisurteil gegenüber dem meinungslosen 
Parlament gefällt wird, damit auf diese Weise 
die Probleme zwischen Rot und Schwarz be­
seitigt werden. (Abg. S t ein bau e r: Was 
versteht der Haider von Sauberkeit?) 

Nun auch ein Wort zur Argumentation des 
Hauptsprechers der grünen Fraktion. Ich bin 
mir schon dessen bewußt, daß es für einen 
Abgeordneten der Opposition interessant und 
wichtig ist, die Frage der Immunität zu ei­
nem sehr zentralen Thema zu machen. Auch 
für uns ist das eine wichtige Frage. Aber es 
ist uns auch nicht verborgen geblieben, daß 

viele Menschen in den letzten Wochen gesagt 
haben: Na eure Sorgen möchte ich haben! Da 
geht es um die Sicherung der Pensionen, da 
geht es um die Fragen des Budgets, da geht 
es um die Frage des EG-Beitrittes, und Tag 
für Tag gibt es nur Schlagzeilen über einen 
Immunitätsstreit, der aus der Sicht der Bevöl­
kerung ganz einfach zu entscheiden ist. 

Wenn jemand - das ist der springende 
Punkt unserer Argumentation auch hier im 
Haus gewesen - als Abgeordneter die Im­
munität mißbraucht, sie als Privatbeteiligter 
in einem Verfahren oder als Anzeiger gegen­
über der Staatsanwaltschaft verwendet, um 
die Unwahrheit zu sagen, damit dann ein 
Dritter, ein Unschuldiger verurteilt wird, 
dann hat weder die Bevölkerung Verständnis 
dafür, noch ist das der wirkliche Sinn der 
Immunitätsbestimmung, wie sie in der Bun­
desverfassung und in der Geschäftsordnung 
verankert ist. 

Daher würde ich meinen, daß es gerade 
dem Hauptsprecher der grünen Fraktion, 
dem Herrn Dr. Pilz, ganz gut angestanden 
wäre, ein bißehen bescheidener hier aufzutre­
ten. Herr Dr. Pilz, Sie sollten sagen, was 
wirklich vorgefallen ist. Sie sind beschuldigt, 
nicht, daß Sie jemanden beleidigt haben, wie 
das in einer hitzigen öffentlichen Debatte 
einmal passieren kann, sondern daß Sie eine 
falsche Zeugenaussage gemacht haben und 
daß Sie jemandem, der als Staatsbürger sei­
nen gesetzlichen Verpflichtungen nachge­
kommen ist, unterstellen, er hätte eine Kör­
perverletzung einem anderen Bürger, in die­
sem Fall Ihnen persönlich, zugefügt. (Abg. 
S te i n bau e r: Eine Pilz- Verletzung!) 

Das ganze Gebäude ist sehr dubios aufge­
baut. Erst Stunden nach dieser Demonstra­
tion finden Sie sich im Krankenhaus ein. 
Aber es untersucht Sie nicht der diensthaben­
de Arzt, sondern es untersucht Sie sonderba­
rerweise Ihr Freund, der Herr Dr. Vogt (Abg. 
Dkfm. Bau e r: Oh!), der auch politisch so 
ein bißchen Beziehungen in Ihre Richtung 
hat. Der schaut Sie auch gar nicht konkret 
an, sondern stellt eine Art Ferndiagnose, in­
dem er meint: Na ja, es könnte entweder die 
Wirbelsäule ein bißchen verletzt sein oder 
vielleicht auch die linke Niere! So kommt es 
zu diesem Konstrukt, das dann von Ihnen bei 
der Staatsanwaltschaft auch noch bekanntge­
geben wird. 

Sie haben - immerhin ganz bewußt - die 
Immunität offenbar gesucht und verwendet. 

74. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)14 von 37

www.parlament.gv.at



8476 Nationalrat XVII. GP - 74. Sitzung - 28. September 1988 

Dr. Haider 

um einem unschuldigen Staatsbürger einen 
Schaden zuzufügen, nämlich eine Verurtei­
lung und auch eine schwere Verleumdung in 
der Öffentlichkeit, denn Sie haben am 
11. März 1987, am 12. Mai 1987, am 
20. August 1987 und am 28. Jänner 1988 
schwere Beschuldigungen an die Adresse des 
beschuldigten Polizisten gerichtet und diese 
wiederholt. Das heißt, daß Sie ganz bewußt 
und wiederholt riskiert haben, mit der Un­
wahrheit einen Unschuldigen einzutunken. 
Daher wäre Ihnen hier etwas mehr Beschei­
denheit zugestanden. Nicht Sie haben das 
Parlament zu belehren, sondern es wäre gut, 
es würde Sie Ihre Fraktion belehren, was 
man in einer solchen Situation tun soll. 

Wenn man nämlich jemanden einzutunken 
versucht, dann sollte man auch den Mut ha­
ben, anstatt hier über Bürgerrechte als Ersatz 
von Immunität zu reden, sich auf dieselbe 
Ebene wie der Bürger zu stellen, der man 
gerne sein will. Ich würde Ihnen raten, das 
zu tun, was letztlich Fred Sinowatz - was 
für alle sehr eindrucksvoll war - getan hat: 
Er hat sich auf die Ebene der Bürger gestellt, 
ohne daß die Immunität für ihn ein Hinder­
nis gewesen ist. Er stellt sich den Verfol­
gungshandlungen. Auch Ihnen wäre es besser 
angestanden, das zu tun. (Beifall bei der 
FPÖ'> 

Man kann doch nicht von Bürgerrechten 
reden, aber sich nach wie vor freuen, daß es 
noch keine Klarheit im Parlament gibt, ob 
jetzt die Immunität aufgehoben wird oder 
nicht. Das ist ein zu billiger Standpunkt. Ich 
sage Ihnen ganz ehrlich: Sechzig Jahre lang 
wurde die Immunität nicht in der Weise miß­
braucht, daß ein Privatankläger oder eine 
Privatperson als Anzeiger die Immunität be­
nützt, um aus einer politischen Demonstra­
tion heraus eine Sanktion gegen Sicherheits­
organe zu setzen. Das ist sicherlich eine so 
schwerwiegende Sache, daß es besser gewesen 
wäre, wenn Sie geschwiegen hätten. 

Wir sind als Freiheitliche Partei interessiert 
an dieser Debatte, wenngleich sie nicht die 
wichtigen Probleme dieser Republik überla­
gern sollte. Wir sind aber auch daran interes­
siert, daß es in diesem Parlament zu einer 
klaren Entscheidung kommt, wie sinnhaft die 
Immunität heute überhaupt noch ist. 

Ich glaube - das haben einige schon ge­
sagt, es betrifft uns ja alle, auch mich, ich 
möchte mich da gar nicht ausschließen , 
die Immunität ist letztlich oft auch ein In-

strument, das zur Vergiftung der politischen 
Kultur führt, weil man leichtfertig und oft­
mals vielleicht auch unbedacht dort und da 
einen Akzent setzt, der nicht notwendig 
wäre, der aber vielleicht unterbleiben würde, 
wenn wir als Abgeordnete des österreichi­
schen Parlaments, meine Damen und Herren, 
auf..derselben Ebene wie alle übrigen Bürger 
in Osterreich stünden. 

Ich biete Ihnen daher seitens meiner Frak­
tion an, über diese Fragen ernsthaft zu ver­
handeln, denn auch das gehört in ein Bürger­
parlament: daß es gleiche Rechte und Pflich­
ten für Abgeordnete wie für Staatsbürger 
gibt. 

Es hat ja in der letzten Zeit eine Reihe von 
Vorfällen gegeben, die sich meines Erachtens 
eigentlich in die falsche Richtung entwickelt 
hat. Denken Sie nur daran, daß man über die 
neue Form der Immunität diskutiert hat, sie 
aber gleichzeitig erweitern wollte. Die Koali­
tion hat gemeint, man müßte auch Regie­
rungsmitglieder miteinschließen. Weiters hat 
es die Überlegung gegeben, daß man auch 
den zivilen Schadenersatz und die Gefahr, 
die daraus droht, auch noch mit hineinneh­
men müßte, um niemanden mundtot zu ma­
chen. Und den V ~gel hat sicherlich der Ge­
neralsekretär der Osterreichischen Volkspar­
tei abgeschossen, der in Pressekonferenzen 
für die Aufhebung und Einschränkung der 
Immunität eingetreten ist, sich aber dann 
flugs, als ihm eine presserechtliche Klage von 
uns zugestellt wurde, auf ein Bundesratsman­
dat hat setzen lassen, um, wie Ratzenböck in 
der Öffentlichkeit überzeugend begründet 
hat, im Schutze der Immunität weiter seine 
Aufgaben vornehmen zu können. 

Meine Damen und Herren! Das rundet das 
Bild der heuchlerischen Debatte um dieses 
Szenario ab. Einerseits versteckt sich jemand 
in Wirklichkeit hinter der Immunität, der als 
Abgeordneter dazu kein Recht hat, weil er 
als Privatperson und Privatkläger Unrecht­
handlungen zu sanktionieren versucht. Auf 
der anderen Seite gibt es eine Debatte über 
die Neuformung der Immunität, und in 
Wirklichkeit soll sie noch strenger, noch bes­
ser noch weiter werden. 

Wir Freiheitlichen sind dafür, daß das Bür­
gerrecht, von dem heute schon die Rede war, 
auch in dieses Parlament einzieht und die 
Immunität auch im Sinne der Gleichberechti­
gung mit unserer Bevölkerung geregelt wird. 
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Wir sind aber auch jene Fraktion, die heu­
te bei der Abstimmung zu der Entscheidung 
steht, die sie gestern im Ausschuß getroffen 
hat. Unsere Linie ist schlüssig, unsere Argu­
mentation ist sicherlich überzeugend, und wir 
verweisen nicht wieder zurück, um damit in 
der Öffentlichkeit zu dokumentieren, daß wir 
noch keine Meinung in einer heiklen, sensi­
blen Frage haben. Auch der Koalition wäre 
es angestanden, dies zu tun. Wir nehmen es 
aber zur Kenntnis, daß Sie eine Atempause 
brauchen, um Ihre internen Zwistigkeiten zu 
bereinigen. (Beifall bei der FPÖ.) 21.49 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Ab­
geordneter Dr. Keller. Ich erteile es ihm. 

21.49 

Abgeordneter Dr. Keller (SPÖ): Herr Prä­
sident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Es ist schwierig, in diesem Hause 
über Immunität zu sprechen, wenn gleichzei­
tig aus politischen Gründen und dauernd auf 
die öffentliche Meinung schielend mit unech­
ten Argumenten argumentiert wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Selbstverständlich - und ich richte den Ap­
pell an alle Abgeordneten dieses Hauses -
muß uns klar sein, daß diese Immunität, ob­
wohl sie es nicht ist, in der Öffentlichkeit als 
Privileg von Politikern verstanden wird. Das 
muß uns zunächst einmal klar sein. Wenn 
wir hier in einer Debatte ein Schauspiel wi­
derstreitender Meinungen über ein Grund­
recht des Parlamentarismus bieten, dann muß 
dieser Eindruck in der Öffentlichkeit noch 
verstärkt werden. 

Und ich darf grundsätzlich auf die Bestim­
mung der Immunität zurückgreifen, die in 
ihrer Tradition, wie sie das österreichische 
Parlament kennt, demnächst 200 Jahre alt ist, 
nämlich die Tradition, weil diese Immunität 
ein Kind der Französischen Revolution ist 
und damals erstmalig so verankert wurde, wie 
die europäischen Parlamente, die dieser Tra­
dition folgen, die Immunität haben. (Abg. 
Dr. G r a f f: Erzählen Sie uns die Geschich­
te vom Pilz! Das von der Französischen Revo­
lution kennen wir ohnehin! - Heiterkeit bei 
der ÖVP.) 

Kollege Graff, ich wundere mich, wie 
leiChtfertig Sie mit dieser Immunität umge­
hen in Ihren verbalen Äußerungen und wie 
unernst Sie diese Debatte nehmen (Abg. Dr. 
G r a f f: Über die Französische Revolution 
brauche ich von Ihnen keine Vorlesung!), und 

zwar deswegen. weil sie Ihnen politisch recht 
ist. Und man kann Grundrechte nicht dann 
über den Haufen werfen, wenn es einem ei­
nes Tages in dieser Richtung recht ist und 
eines anderen Tages in der anderen Richtung. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte noch einmal auf folgendes ein­
gehen: Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Immunitätsbestimmung, die wir 
jetzt haben, und zwar die verfassungsrecht­
lich geschützte Immunität des Artikels 57 un­
serer Bundesverfassung, ist im Jahre 1979 
von diesem Parlament geschaffen worden als 
Abschluß einer Debatte über die Beseitigung 
von Privilegien. Man hat sich also damals, 
und zwar einhellig, alle Abgeordneten dieses 
Hauses, dazu verstanden, eine Immunitätsre­
gelung zu schaffen, die keine Privilegien für 
den Abgeordneten enthält, aber seine politi­
sche Tätigkeit sicherstellen soll. Konsens. 

Wir haben uns aber weiter, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, seit Bestehen 
dieser Immunitätsbestimmung dazu verstan­
den, auch die Anwendung der Immunitätsbe­
stimmung nur im Einvernehmen durchzufüh­
ren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Immunität ist nur so lange überhaupt 
etwas wert und wird nur so lange als Recht 
des gesamten Parlamentes verstanden, als die­
ses Einvernehmen gewahrt wird. 

Warum, meine sehr verehrten Damen und 
Herren? - In der ursprünglichen Konzep­
tion war die Immunität ein Grundrecht der 
Legislative gegenüber der Exekutive. Die Ge­
samtheit der frei gewählten Parlamentarier 
sollte in ihrer Tätigkeit gegenüber einer all­
mächtigen Exekutive einer von einem Mo­
narchen abhängigen Regierung geschützt 
werden. 

Dieses Grundverständnis der Immunität ist 
unserem Parlamentarismus fremd, meine sehr 
verehrten Damen .und Herren, und zwar des­
wegen, da unser Parlament gegenüber der 
Exekutive das Mißtrauensvotum kennt, das 
heißt, es kann sich der Parlamentarier in 
seiner Gesamtheit gegenüber einer Regie­
rung, die ihm gegenüber mißliebig ist, durch 
das Mißtrauensvotum schützen. 

Was ist also unsere Immunität dann noch? 
Ich werde es Ihnen sagen, meine Damen und 
Herren. Wenn sie einen Sinn hat, ist sie ein 
Minderheitenrecht, das es der Minderheit, die 

74. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)16 von 37

www.parlament.gv.at



8478 Nationalrat XVII. GP - 74. Sitzung - 28. September 1988 

Dr. Keller 

nicht zusätzlich zu ihrer parlamentarischen 
Aufgabe noch über die Regierung verfügt, 
denn die Regierung wird ja gestützt von der 
Mehrheit des Parlamentes, erlaubt, dennoch 
gegenüber dieser Regierung, die außerdem 
über die Mehrheit im Parlament verfügt, ge­
schützt zu werden. 

Ein Minderheitenrecht kann aber nicht be­
stehen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren - und ich sage das in erster Linie in 
Richtung des Klubs der Grünen -, wenn die 
Mehrheit darüber entscheidet, ob das Min­
derheitenrecht gewährt wird oder nicht. Das 
kann nie ein Minderheitenrecht sein. 

Jetzt stellt sich eine zweite Frage, und da 
tut die grüne Fraktion so, als wären die bei­
den Großparteien unter unendlichem Klub­
zwang. Dabei weiß sie ganz genau - man 
konnte das auch überall in der Zeitung lesen 
-, wie unterschiedlicher Auffassung die Ab­
geordneten des Grünen Klubs waren und daß 
es langwieriger Debatten bedurft hat, um die 
anderen Mitglieder des Klubs der Grünen der 
Erpressung des Abgeordneten Pilz folgen zu 
lassen, der nämlich die Erpressung gesetzt 
hat: Wenn ihr mich nicht ausliefert, dann 
verliere ich mein Mandat. Das war nämlich 
die Methode, mit der der Abgeordnete Pilz 
seinen Klub, und zwar viele Abgeordnete des 
Grünen Klubs, dazu gebracht hat, gegen ihre 
Überzeugung zu handeln. (Abg. Freda 
M eis s n e r - B lau: Das muß ich zurück­
weisen, Herr Dr. Keller!) Mir ist das von 
einigen erzählt worden. Ich könnte sie hier 
nennen, ich will das aber nicht tun. Es ist 
mir von einigen erzählt worden. (Abg. Freda 
Me iss n e r - B lau: Sagen Sie es!) Es hat 
keinen Sinn, wenn wir hier lügen. 

Ich will auch nicht das private Gespräch 
des Abgeordneten Pilz mit mir hier im Detail 
schildern (Abg. Dr. G r a f f: Jetzt 
kommt's!), aber der Grund des Gespräches 
war, daß mich der Abgeordnete Pilz in mei­
nem Büro aufgesucht hat in der Absicht, 
mich zu einem Abstimmungsverhalten in der 
Immunitätsfrage zu bewegen beziehungsweise 
es mit mir zu erörtern - um vorsichtig zu 
sein - , das es ihm erspart, sein Mandat 
zurückzulegen. (Hörthörtrufe.) Das heißt, die 
Diskussion mit mir war auch in der gleichen 
Art und Weise und von der gleichen Ten­
denz getragen. 

Kollege Pilz, Sie schütteln den Kopf. Sie 
haben mir auch erzählt, daß Sie unabsichtlich 
in diese Mandatsrücklegungsgeschichte hin-

eingeraten sind, weil Sie von dieser Diskus­
sion überrascht wurden, während Sie sich ge­
rade auf Urlaub befunden haben. (Abg. Dr. 
G ra f f: Der Wabl hat ihn verschachert!) 

Es ist also durch diese Zurücklegung des 
Mandats die Situation entstanden, daß die 
grüne Fraktion in Wirklichkeit wegen dieses 
Anlasses bereit ist, ein Minderheitenschutz­
recht preiszugeben. Das muß man deutlich in 
diesem Zusammenhang sagen. 

Und nun zur Entscheidung des Immuni­
tätsausschusses, meine sehr verehrten Damen 
und Herren. Hier handelt es sich um folgen­
de Merkwürdigkeiten: 

Kollege Haider, die Merkwürdigkeiten lie­
gen schon auch bei Ihrer Fraktion im Immu­
nitätsausschuß, denn es war ja nicht so, wie 
Sie es hier gesagt haben, daß es eben eine 
Privatangelegenheit des Herrn Abgeordneten 
Pilz ist, was er hier tut, und daher hat er sich 
vor Gericht zu stellen. (Abg. Dr. Hai der: 
Privatkläger, habe ich gesagt!) Ihre Mitglieder 
im Immunitätsausschuß haben dort mitge­
stimmt mit uns, daß ein politischer Zusam­
menhang zwischen der Tätigkeit des Abge­
ordneten Pilz und dem ihm vorgeworfenen 
strafbaren Verhalten besteht, daß es also 
nicht eine private, persönliche Racheangele­
genheit ist, sondern ein politischer Zusam­
menhang gegeben ist. Das ist so entschieden 
worden, mit den beiden Stimmen von Ihrer 
Fraktion, und zwar mit den Stimmen von 
zwei Personen, Herr Kollege Haider, von de­
nen man nicht behaupten kann, daß ihnen 
Parlamentarismus ganz fremd ist. Der eine ist 
nämlich Präsident des Parlaments und der 
andere ist stellvertretender Klubobmann bei 
Ihnen. (Abg. Dr. Hai der: Gestatten Sie 
einen Zwischenruf, Herr Kollege?) Also es 
waren keine frischg'fangten Neulinge, die 
hier eine Entscheidung getroffen haben, die 
im ersten Teil sicher auch ihrer Überzeugung 
entspricht. (Abg. Dr. Ha l der: Darf ich 
einen Zwischenruf machen?) Nur, sie mußten 
ja, Herr Kollege Haider, auch im Immunitäts­
ausschuß gegen ihre Überzeugung stimmen 
im zweiten Teil, denn der Führer hat befoh­
len, und die Klubmitglieder müssen folgen. 
Das hat man auch sehr deutlich gespür.t in 
dieser Angelegenheit. (Beifall bei der SPO. -
Abg. Dr. G r a f f: Jetzt wird es Wiederbetäti­
gung, das fällt auch unter die Immunität!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Immunitätsbestimmung - um die es hier 
geht - des Artikels 57 der Bundesverfassung 
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ist folgendermaßen zu verstehen und kann 
nicht anders verstanden werden: Zunächst 
einmal, daß jede Äußerung - mündlich oder 
schriftlich - des Abgeordneten hier im Hau­
se von sachlicher Immunität umfaßt ist, das 
heißt zu keinerlei strafrechtlicher und zivil­
rechtlicher Konsequenz führen kann. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Damit ist klar: Jede Äußerung, auch jede 
Verleumdung hier von diesem Pult aus ist 
immunitätsgeschützt, und zwar absolut. Da 
gibt es gar kein Ausliefern, da gibt es gar 
keine Aufhebung der Immunität. Die Ver­
leumdung von diesem Pult aus, die dazu 
führt, daß ein unschuldiger Mensch - um 
weiter in dieser Diktion zu bleiben - vor 
Gericht gezerrt wird, unter Umständen vom 
Gericht verurteilt wird, ist völlig immun und 
völlig straflos. 

Das muß man einmal wissen, damit man 
nicht immer die Dinge so verdreht und sagt: 
Um Gottes Willen, das darf doch nicht sein! 
Das soll nach dem Willen unserer Verfassung 
so sein; nämlich im Sinne des Artikels 57 
Abs. 1 der Bundesverfassung. 

Im Zusammenhang mit Absatz 3, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, liegt fol­
gende Schwierigkeit vor: Es ist von uns er­
stens der politische Zusammenhang zu prü­
fen, und zwar ist der politische Zusammen­
hang von uns dann zu prüfen, wenn er von 
einer Behörde, von einem Gericht, von einer 
Staatsanwaltschaft offensichtlich nicht auszu­
schließen ist, also wenn die Möglichkeit die­
ses politischen Zusammenhangs besteht, denn 
wenn die Möglichkeit des politischen Zusam­
menhangs nicht besteht, dann sind wir über­
haupt nicht zu befassen. Dann hat die Behör­
de von sich aus ohne Verzug Verfolgungs­
schritte zu setzen. 

In diesem Punkt, wo die Frage des politi­
schen Zusammenhangs zu prüfen ist, ist eine 
Sachfrage zu entscheiden, nicht nach Willkür 
oder nach Gutdünken einmal so und einmal 
so. Hier handelt es sich meines Erachtens, 
weil die Tätigkeit des Parlaments in Immuni­
tätsfragen ja keine Tätigkeit der Gesetzge­
bung ist, um eine Tätigkeit der Vollziehung, 
und zwar der Vollziehung einer Verfassungs­
norm. (Abg. Dr. G ra f f: Na ja!) Und diese 
Situation führt daher dazu, daß sachlich zu 
entscheiden und zu begründen ist: Gibt es 
einen politischen Zusammenhang oder nicht? 

Der zweite Teil der Entscheidung, der nur 
dann zu folgen hat, wenn der politische Zu­
sammenhang bejaht wird, ist, die Frage zu 
prüfen, ob trotz Bejahung des politischen 
Zusammenhangs dennoch auszuliefern ist. 
(Abg. Dr. G r a f f: Na also! Jetzt wissen wir 
es!) Und betreffend die Auslegung .dieser Be­
stimmung enthält unsere Verfassung, aber 
auch die Geschäftsordnung keinen Hinweis. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Würde es sich hiebe i nicht um eine Verfas­
sungsnorm handeln, so würde diese Bestim­
mung zweifellos den Grundsätzen des Arti­
kels 18 der Bundesverfassung widersprechen, 
da überhaupt keine Leitlinie für die Ent­
scheidung, für die Anwendung der Norm ge­
geben ist. Wir sind daher verpflichtet, uns 
selbst diese Leitlinie zu geben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Das haben dieser Immunitätsausschuß und 
dieses Parlament in mehr als 70 Fällen getan, 
und zwar so getan, daß, wenn der immanente 
Zusammenhang mit der politischen Tätigkeit 
gegeben war, in allen Fällen das Ausliefe­
rungsbegehren abgelehnt wurde. In allen die­
sen Fällen - einvernehmlich, konsequent 
und ohne jeden Widerspruch. (Abg. Dr. 
G ra f f: Ja, aber falsche Zeugenaussage ha­
ben wir noch nicht gehabt.') 

Kollege Graff! Sie wissen ja ganz genau, 
daß Sie diese Behauptung wider besseres juri­
stisches Wissen tun, denn in der Verfassung 
steht überhaupt nicht drinnen, uf!1 welches 
Delikt es sich handeln muß. Uberhaupt 
nicht! Es steht das nicht drinnen! Es kann 
sich um jedes Delikt handeln. Auch um eine 
falsche Zeugenaussage. Auch um eine Ver­
leumdung. Selbstverständlich. 

Und jetzt ist die Frage zu stellen: Wo finde 
ich einen Anhaltspunkt für die Anwendung 
dieser Norm? Und der ist meines Erachtens 
nur zu finden in der Bestimmung über den 
absoluten Immunitätsschutz, wo nämlich ver­
bale Tätigkeit des Abgeordneten von dieser 
Immunität umfaßt ist. Nicht jedes Agieren im 
Hohen Haus ist immun, nur das mündliche 
und schriftliche Agieren ist immun. 

Das heißt - das war die Diskussion, die es 
nun im Immunitätsausschuß gegeben hat -, 
der Einbruchsdiebstahl aus politischen Moti­
ven ist sicherlich nicht immun (Abg. 
S t ein bau e r: Der kann nicht immun 
sein!), weil das nicht zur Tätigkeit eines Ab­
geodneten auch im Hause gehört. Aber poli-
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tisch verbal zu agieren, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, innerhalb und außerhalb 
des Hauses, gehört immanent zur politischen 
Tätigkeit des Abgeordneten. 

Daher ist es nur richtig und logisch, nicht 
nur den politischen Zusammenhang beim 
Dr. Pilz zu bejahen, sondern damit konse­
quent auch zu sagen: Weil dieser Zusammen­
hang existiert und weil es für den Dr. Pilz -
da waren wir einer Meinung - ein besonde­
res politisches Anliegen ist, nämlich, wie er 
meint, nachzuweisen, daß die Polizei in 
Übergriffen handelt, ist es ein politisches An­
liegen. Ich unterstreiche das, Kollege Pilz! 
Ich möchte es überhaupt nicht leugnen, und 
wir können uns konkret über diese Frage 
auch noch unterhalten. Ich bin ja auf Ihrer 
Seite, Kollege Pilz (Rufe bei der Ö VP: Aber! 
Aber!), nur warum Sie dennoch ausgeliefert 
werden sollen, das können Sie mir ja nicht 
erklären. Sie sagen nur plötzlich: Weil ich 
will! 

Das ist bitte eine Degradierung des Immu­
nitätsrechtes des Parlamentes zum persönli­
chen Privileg des einzelnen Abgeordneten, 
der dann nach seinem Gutdünken sagt, ich 
will immun sein oder ich will nicht immun 
sein - je nach Belieben. Sie mißbrauchen 
damit das Immunitätsrecht. (Abg. 
S t ein bau e r: Keller! Ein Zwischenruf sei 
gestattet!) - Kollege Steinbauer, ich will zum 
Ende kommen und daher nicht in einen Dia­
log verfallen. (Abg. S t ein bau e r: Er ge­
stattet nicht!) - Sie mißbrauchen damit die­
ses Immunitätsrecht. 

Und noch etwas. Kollege Pilz, es muß Ih­
nen schon klar sein, wo Sie hier gestanden 
sind. Sie haben sich erstens überhaupt nicht 
geniert, in eigener Sache zu reden, überhaupt 
nicht. Sie haben nicht einmal irgendeinen 
Ton vornehmer Zurückhaltung. Und zwei­
tens, Kollege Pilz: Sie leiden an maßloser 
Überschätzung. Sie werden doch nicht wirk­
lich glauben, daß die beiden großen Parteien, 
die von einer solchen Mehrheit der Bevölke­
rung das Vertrauen bekommen haben, wegen 
Ihnen eine Koalition aufkündigen. Das ist 
lächerlich, Herr Dr. Pilz! Bilden Sie sich das 
ja nicht ein! (Beifall bei SPÖ und ÖVP. 
Abg. Mag. G u g gen b erg e r: Dafür ist 
uns der Pilz zu klein!) 

Ihnen, Herr Dr. Haider, muß ich schon 
sagen, Sie haben ja selbst hier am Pult ge­
merkt, daß Sie etwas unsicher geworden sind, 
weil Sie zuviel Lacherfolg hatten. Daß Sie 

beziehungsweise Ihre Abgeordneten im Im­
munitätsausschuß sozusagen das "konsequen­
teste" Verhalten an den Tag gelegt haben, 
das darin besteht, in ein und derselben Frage 
einmal mit der ÖVP zu stimmen und einmal 
mit der SPÖ zu stimmen, das ist nicht Sach­
lichkeit, nicht Grundsatztreue (Ruf bei der 
SPÖ: Das ist Akrobatik!), sondern Ihr takti­
sches politisches Kalkül, mit dem Sie glau­
ben, in diesem Lande Politik machen zu kön­
nen. Einmal mit dem, einmal mit dem. 

Wir, Kollege Haider, machen Ihnen diesen 
Gefallen nicht, daß wir auf Ihre Leimfedern 
oder Leimruten irgendwo in diesem Lande 
hineinfallen werden. (Abg. Dr. Hai der: 
Mir ist das recht!) Diesen Gefallen werden 
wir Ihnen weder in der Immunitätsfrage noch 
in irgendeiner anderen Frage machen, so weit 
Sie auch die Angel aushängen. Denn sachli­
che Grundlage haben Sie überhaupt keine, 
sondern nur taktisches Kalkül. Das soll auch 
in aller Öffentlichkeit erklärt werden. (Beifall 
bei SPÖ und Ö VP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich komme zu einer Schlußbemerkung, und 
die besteht darin, daß für uns diese Angele­
genheit neben aller politischen Taktik eine 
grundsätzliche Frage ist. Meine sehr verehr­
ten Damen und Herren, wir wollen nicht nur 
den von Ihnen gewünschten Koalitionskrach 
wegen der Immunitätsfrage nicht, wir wollen 
auch nicht die Tradition brechen, wir wollen 
nicht, daß in diesem Hohen Haus in der 
Immunitätsfrage abgestimmt wird in einer 
Form, daß eine Mehrheit eine Minderheit 
niederstimmt. Das wäre eine Entscheidung, 
mit der man gleichzeitig im Bundesgesetz­
blatt die gänzliche Abschaffung der Immuni­
tät kundmachen könnte. Wir wollen das 
nicht. Wir wollen daher über die Frage eines 
weiteren gemeinsamen Weges in Immunitäts­
fragen mit allen Fraktionen dieses Hauses 
eine grundsätzliche Debatte führen und diese 
Gemeinsamkeit nicht aufgeben. Auch dafür 
ist uns Dr. Pilz zu klein, daß wir diesen ge­
meinsamen Weg in diesem Parl.~ment y;!egen 
ihm verlassen. (Beifall bei SPO und OVP.) 
22.10 

Präsident: Zu einer tatsächlichen Berichti­
gung hat sich Herr Abgeordneter Dr. Haider 
gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. - Er 
verzichtet. 

Der nächste Redner auf der Rednerliste ist 
Herr Abgeordneter Buchner. Ich erteile ihm 
das Wort. 
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22.10 

Abgeordneter Buchner (keinem Klub ange­
hörend): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! In meiner kurzen parlamentarischen 
Tätigkeit bin ich - und das erstaunt mich 
selbst - schon dreimal persönlich mit der 
Frage der Immunität konfrontiert gewesen. 
Ich staune selbst darüber, muß ich sagen. Ich 
habe darüber aber natürlich auch nachge­
dacht. 

leh habe schon dreimal den Immunitäts­
ausschuß und das Plenum mit Angelegenhei­
ten meiner persönlichen Immunität beschäf­
tigt. Einmal - um es nur ganz schnell zu 
wiederholen - wegen der Pyhrn Autobahn, 
einmal, weil ich einen Linzer Umweltstadtrat 
angegriffen habe in einer Weise, die in der 
Sache sicher gerechtfertigt war, vielleicht 
nicht in der Wortwahl - darüber kann man 
ja auch nachdenken, ob das alles so richtig ist 
- und einmal, weil ich es gewagt habe, noch 
vor dem erstinstanzlichen Gerichtsurteil über 
Dr. Sinowatz zu sagen, daß Frau Matysek 
keine Fälscherin sei, sondern möglicherweise 
Dr. Sinowatz die Unwahrheit gesagt haben 
könnte. 

Auf die letzte Frage möchte ich aber nicht 
näher eingehen, weil ich glaube, daß 
Dr. Sinowatz einen sehr, sehr hohen Preis 
gezahlt hat, und zwar in einer Weise, die 
doch immerhin sehr beachtlich war, und in 
einer Weise. glaube ich, die Dr. Pilz unter­
schätzt hat. Ich glaube nämlich, er hat sich 
zu weit vorgewagt - in der sicheren Mei­
nung, daß da nicht viel passieren wird, in der 
sicheren Meinung, daß Dr. Sinowatz nicht 
das Mandat zurücklegen wird. Vor allem ist 
das weite Vorwagen von Pilz deshalb passiert, 
weil ihm sein neuer Freund Voggenhuber in 
den Sommergesprächen, während er in Ame­
rika war, eine ganz klasse Rutsche gelegt hat 
und gesagt hat: Pilz muß sein Mandat zu­
rücklegen, wenn man ihn nicht freigibt. Und 
deshalb ist er natürlich in einen Zugzwang 
gekommen und hat die Flucht nach vorne 
angetreten. Das, glaube ich, ist gtit ein flin­
tergrund. (Zwische.nrufe bei SPO und OVP. 
- Ruf: Möchten Sie, daß er sein Mandat 
zurücklegt?) Nein. Ich komme noch darauf 
zurück. 

Ich bin dafür, daß er freikommt von dieser 
Immunität - selbstverständlich! - und daß 
er sich dem Gericht stellen kann, dafür war 
ich immer. leh habe ja auch um die Aufhe­
bung meiner eigenen Immunität hier ge-

kämpft, weil ich glaube, daß das schon ein 
paar Komponenten hat. 

Ich möchte jetzt zur Sache zurückkommen 
und möchte daran erinnern, daß ich bei der 
seinerzeitigen kurz aufgeflammten, sehr min­
deren und kleinen Debatte wegen dieses Im­
munitätsfalles von mir dort drei Komponen­
ten besonders angezogen habe. 

Die erste Komponente der Immunität war 
für mich, daß diese Immunität gerade für die 
Opposition ganz, ganz wichtig ist und eine 
Schutzfunktion hat, auf die man nicht so 
ohne weiteres wird verzichten können. Gera­
de ein Oppositionspolitiker wird darauf nicht 
verzichten können. Das ist sicher grundsätz­
lich keine Feigheit ... sondern eventuell in här­
teren Zeiten eine Uberlebensfrage für einen 
Oppositionellen. 

Immunität, habe ich damals gesagt, darf 
aber nicht dazu führen, daß ein Abgeordne­
ter bewußt keine Beschuldigung oder An­
schuldigung mehr erheben darf und für diese 
Anschuldigungen, weil er ja nicht freigegeben 
wird, dann keinen Wahrheitsbeweis antreten 
kann. Das ist also eine gewisse Schwierigkeit, 
wo die Immunität meiner Meinung nach ein 
Hindernis ist. 

Immunität, habe ich gesagt, darf aber bitte 
auch kein Schutzschild werden für Abgeord­
nete, ausgestattet eben mit diesem "Privileg" 
- unter Anführungszeichen -, ein Schutz­
schild dafür, daß man sozusagen ungestraft 
strafbare Handlungen, wie zum Beispiel fal­
sche Zeugenaussagen vor Gericht, begehen 
kann, weil das ja weit führen kann. 

Ich bin also als oppositioneller Abgeordne­
ter nicht für die ersatzlose Aufhebung dieses 
Schutzes, weil das einer Selbstausschaltung 
einer kritischen Opposition gleichkommen 
könnte oder würde. Wie schnell das geht, 
wenn eine Opposition vogelfrei wäre, wie 
schnell man jemanden niederprozessieren 
kann, das ist ja, glaube ich, jedem kritischen 
Bürger klar. Das ist eigentlich gerade in den 
letzten Tagen klargeworden, auch bei Nicht­
oppositionellen wie bei der Zweiten Präsiden­
tin des Nationalrates, die aufgrund ihres En­
gagements im Zusammenhang mit Nagyma­
ros bedroht worden ist von der Industriellen­
vereinigung - zumindest ist es so in den 
Medien gestanden -. die gesagt hat: Na war­
te nur! Wenn du so weitermachst, hängen wir 
dir Millionenprozesse an! Diese Bedrohung 
geht also sogar über die Opposition hinaus 
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und geht hinein bis in die Regierungspartei­
en. Das ist schon etwas sehr Bedenkliches. 

Oder, Anlaßfall gestern: Der Kollege Hai­
der, den ich sicher nicht zu schützen brau­
che, hat gestern in einem Versuch, einen 
Untersuchungsausschuß zu installieren, hier 
von möglicher Parteienfinanzierung durch 
die Bundesländer-Versicherung geredet. Was 
ist heute in der Zeitung gestanden? Die Bun­
desländer-Versicherung überlegt eine Klage 
gegen den Abgeordneten Haider. Das ist ja 
auch ganz schön interessant. 

Das heißt, man versucht immer wieder, mit 
diesen Pressionen Leute mundtot zu machen, 
ganz gleich, wie groß oder klein sie sind. 
Deshalb, glaube ich, ist es sehr schwierig, 
diese Immunität in jedem Fall aufzugeben. 
Denn wenn das wirklich so ist, dann darf 
unsereiner maximal eine Pressekonferenz 
über das Wetter machen und läuft Gefahr, 
daß ihn die Fremdenverkehrswirtschaft klagt. 
Soweit käme es nämlich dann. Das ist wirk­
lich, glaube ich, der Hintergrund. 

Natürlich müßten Abgeordnete der Groß­
parteien diese Aufhebung der Immunität bei 
weitem nicht so fürchten wie die Abgeordne­
ten der Oppositionsparteien, denn in den 
Großparteien ist man doch einigermaßen ein­
gebettet in diese ganze Machtstruktur , die 
auch einen gewissen Schutz anbietet, nämlich 
dann, wenn man sich systemkonform verhält. 
Dann gibt es Gewerkschaften, die einen 
schützen, Kammern, die einen schützen, 
Bünde, die einen schützen, Freunde, die ei­
nen schützen. Da ist es nicht so gefährlich, 
wenn man sich, wie gesagt, systemkonform 
... (Abg. Par n i gon i: Haben Sie keine 
Freunde?) - Ich habe auch Freunde, ja, eine 
ganze Menge. (Abg. Res c h: Die sind nicht 
so mächtig, daß sie Sie schützen können?) 
Nein, die sind nicht so mächtig, daß sie mich 
schützen können, da haben Sie vollkommen 
recht, Kollege, das ist richtig. 

Immunität darf also nicht dazu führen, daß 
ein Abgeordneter keinen Wahrheitsbeweis 
antreten kann. Immunität, wie schon gesagt, 
darf nicht dazu führen, daß jemand im Zeu­
genstand die Unwahrheit sagen kann, denn 
wenn er das ungestraft tun darf, könnte das 
dazu führen, daß er andere Menschen in 
wirklich existenzielle und wirtschaftliche 
Schwierigkeiten bringen kann, das heißt also, 
daß jemand eingesperrt werden könnte nur 
aufgrund einer bewußten Falschaussage, ei­
ner ungestraften Falschaussage eines immu-

nen Politikers. Das hätte es in der letzten 
Zeit ja bald gegeben. Ich erinnere zum Bei­
spiel an Frau Matysek oder andere. 

Ich glaube, irgend jemand hat gesagt: Das 
ist ja nicht wahr, denn die Immunität gilt ja 
nur für die Periode des politischen Mandates! 
Das ist schon richtig. Aber, meine Damen 
und Herren, hier herinnen sitzen so viele 
Langzeitpolitiker; da gibt es ja Leute, die 
sehr stolz darauf sind, daß sie seit 25 oder 
30 Jahren diesem Hohen Haus angehören -
ich trete ihnen nicht nahe; ich werde sicher 
nie dieses Alter hier herinnen erreichen, das 
macht nichts, ist mir auch klar -, daher 
meine Frage: Hat die Gerechtigkeit in einem 
solchen Fall wirklich 20 oder 30 Jahre Zeit, 
um zu warten, bis dieser Abgeordnete einmal 
nicht mehr hier sitzt? Ich glaube, so einfach 
kann man es sich nicht machen, daß man 
sagt: Irgendwann erlischt seine Immunität, es 
verjährt ja nicht! Das wäre, glaube ich, ge­
fährlich. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
dieser Mißbrauch der Immunität, wenn er 
tatsächlich geschieht, den Politikern - all~n, 
ganz gleich, welcher Kategorie - in der Of­
fentlichkeit schwer schadet, und es ist kein 
Wunder, daß dann, wenn die Immunität miß­
braucht wird, Politiker schön langsam das 
Image von Gaunern und Lügnern in der Be­
völkerung bekommen. Die Umfrageergebnis­
se über die Immunität sprechen ja eine sehr 
klare Sprache. Das heißt, die Bevölkerung 
versteht zum Teil schon längst nicht mehr, 
warum unter dem Deckmantel und unter 
dem Schutzschild der Immunität doch so viel 
Unfug passiert, und sie ist in ihrer Mehrheit 
für die Abschaffung der Immunität. 

Die Bevölkerung hat kein Verständnis 
mehr dafür, daß es für die Justiz zwei Klas­
sen von Menschen gibt, nämlich die eine 
Klasse, die es sich richten kann oder die es 
sich richten läßt, und die andere Klasse, die 
oftmals der Justiz relativ hilflos ausgeliefert 
ist und oftmals nicht einmal die Mittel hat, 
sich eine Rechtsvertretung zu leisten. 

Ich möchte jetzt zum Abschluß noch .~in 
paar kurze Vorschläge einbringen für die An­
derung der Immunität. Weil ich ja natürlich 
als Single hier herinnen in keinem Ausschuß 
die Möglichkeit habe, gestaltend mitwirken 
zu können, deshalb mache ich es noch hier 
ganz schnell. 
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Ich glaube, die erste Ebene, die vorstellbar 
wäre, ist, daß im Fall von Beschuldigungen 
die Ermittlungen gegen Abgeordnete genauso 
durchgeführt werden wie gegen jeden ande­
ren Bürger auch, und zwar die Ermittlungen 
hin bis zu einer Anklageschrift. Das sollte, so 
glaube ich, im Sinne des Gleichheitsgrundsat­
zes für jeden gelten. Es ist kein Bürger "glei­
eher", es sollte auch der Abgeordnete nicht 
"gleicher" sein. Diese Anklageschrift oder 
diese Beschuldigung sollte dann dem Immu­
nitätsausschuß vorgelegt werden und ihn be­
schäftigen. Danach sollte auch der Immuni­
tätsausschuß diesen beschuldigten Abgeord­
neten laden können, der sich dann aus seiner 
Sicht rechtfertigt. Durch die zweiseitige In­
formation - ich glaube, es gibt so ein ähnli­
ches Muster in der Bundesrepublik Deutsch­
land - wäre zumindest der Immunitätsaus­
schuß wesentlich leichter in der Lage, ein 
Urteil darüber abzugeben, was jetzt mit die­
sem einzelnen Abgeordneten geschehen soll 
beziehungsweise was an diesen Beschuldigun­
gen denn Wahres dran sei. 

Die zweite Ebene wäre einfach - auch das 
ist schon gesagt worden - die Einführung 
des persönlichen Rechtes des Abgeordneten, 
auf seine Immunität zu verzichten. Ich glau­
be, daß das deshalb so wichtig ist, weil der 
Freiraum bestehen muß, daß jemand von 
sich aus sagen kann: Ich will zu Gericht. -
Das muß man bitte auch einem Kollegen Pilz 
zugestehen. Da stehe ich überhaupt nicht an, 
das zu sagen. Das müßte nicht so kompliziert 
sein, wie das jetzt der Fall sein wird. Auch 
wenn natürlich durch die Möglichkeit des 
Immunitätsverzichtes Druck auf andere Ab­
geordnete dadurch entstehen würde, daß ei­
ner sagt: Ich gebe meine Immunität auf, ich 
gehe zu Gericht, so muß man doch einmal 
hinterfragen, ob dieser Druck denn wirklich 
so schädlich ist. 

Ich glaube, er ist nicht so schädlich, und er 
ist vor allem das kleinere Risiko. Denn wenn 
dann jemand wirklich ungerecht pressiert 
wird, kann er bei seiner Immunität bleiben, 
und der Wähler wird letztendlich entschei­
den, ob dieser Mandatar in der Zukunft für 
ihn glaubwürdig ist oder nicht. Das heißt 
also, die Schutznische der Opposition würde 
zumindest erhalten bleiben. 

In der Sache der Auslieferung des Alterna­
tiven Dr. Pilz hätte ich selbstverständlich für 
diese Auslieferung gestimmt, weil ich glaube, 
daß das ein Recht ist, und weil auch ich 
persönlich schon für eine Auslieferung ge-

kämpft habe. Zu dieser Entscheidung kommt 
es ja offenbar heute nicht. Ich hätte sicher 
nicht dafür gestimmt, um Peter Pilz einen 
sogenannten Schauprozeß zu ermöglichen, 
wie das irgendwo angekündigt wurde - si­
cher nicht deswegen -, sondern nur, um 
sozusagen der Wahrheit zum Durchbruch zu 
verhelfen, wobei ich sehr gespannt bin, wie 
diese Wahrheit letztendlich ausschauen wird. 
Es ist ja auch eine interessante Frage, wie sie 
wirklich am Schluß ausschauen wird. 

Jedenfalls besteht momentan für die Grün­
Alternativen kein Grund - so wie ich gele­
sen habe -, das schon weiß Gott wie groß 
zu feiern, denn ich glaube nämlich, grund­
sätzlich und abschließend, daß es doch keine 
besondere Ehre ist, wegen falscher Zeugen­
aussage vor den Richter zu müssen. - Dan­
ke. (Beifall bei den Grünen. - Abg. Dr. 
G r a f f: Da hat er recht!) 22.22 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Ab­
geordneter Herbert Fux. Ich erteile es ihm. 
(Abg. Dr. G r a f f: Der Pilz erwidert nicht 
auf den Dr. Keller! - Abg. S t ein bau e r: 
Der Fux hält seine Standardrede Nr. 31) 

22.22 

Abgeordneter Fux (Grüne): Der liebe Kol­
lege langweilt sich schon vorne, das glaube 
ich. 

Wer gestern der Ausschußdebatte beige­
wohnt hat, konnte erkennen - zumindest 
hatte ich diesen Eindruck -, daß es eine 
sehr demokratische Diskussion war, daß es 
eine sachlich sehr interessante Diskussion war 
mit diesen verschiedenen Standpunkten der 
Gruppierungen, die in diesem Ausschuß ver­
treten waren. Es hat mich also richtig er­
freut, dieser Debatte als Nicht jurist zu folgen, 
und ich habe einiges daraus entnehmen kön­
nen. 

Ich war dann überrascht, daß heute im 
Plenum versucht wurde, das Ganze wieder 
vollständig in den Ausschuß zu bringen. 
Aber Gott sei Dank beginnen sich hier doch 
Ansätze einer Debatte, wenn auch in abge­
schwächterer Form als gestern im Ausschuß, 
abzuzeichnen, was ich für den Parlamentaris­
mus, Herr Dr. König, sehr erfreulich finde. 
Warum soll man denn wirklich die Öffent­
lichkeit so massiv scheuen? Ich gebe aller­
dings zu, daß die Materie äußerst diffizil ist 
und man aufpassen muß, daß es nicht falsch 
ausgelegt wird. Das ist zweifellos bei dieser 
Frage zu beachten. 
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Aber eines, glaube ic~., können wir sagen: 
daß die Immunität in Osterreich, Herr Dr. 
Keller, sehr großzügig ausgelegt wird im Ver­
hältnis zum internationalen Level, was die 
westlichen Demokratien betrifft. - Sie schüt­
teln den Kopf, aber Amerika hat etwas ande­
res, Gro ßbritannien hat etwas anderes. Das 
wissen Sie genau, oder Sie können es nachle­
sen, daß bei uns eine sehr weitgehende Aus­
legung ist. 

Dr. Keller, es ist doch die Schwierigkeit 
jetzt, daß die Meinung draußen, daß die Mei­
nung der Bevölkerung von dem Augenblick 
an - das hat schon bei Ludwig begonnen, 
jetzt bei Sinowatz -, wenn dann wirklich ein 
rechtsgültiges Urteil in der Sache da ist, zum 
Beispiel falsche Zeugenaussage, daß da die 
Leute ... (Abg. Dr. K e LI er: Das Urteil der 
falschen Zeugenaussage liegt nicht vor!) Es ist 
bes~~tigt worden in der Sache. (Ruf bei der 
SPO: Nein!) Die Ehrenerklärung des Herrn 
Dr. Sinowatz hat ja mit der Sache an und für 
sich nichts zu tun. Das war doch ein juristi­
scher Fehler, der da passiert- ist, würde ich 
sagen, nämlich von seiten der Leute, die Dr. 
Sinowatz beraten haben. Ich glaube schon, 
Dr. Keller, daß es so war. 

Egal, wie es war, aber von dem Augenblick 
an, wo der Verdacht einer falschen Zeugen­
aussage so stark ist. versteht die Bevölkerung 
eigentlich nicht mehr, wie hier geschützt 
wird. Die fragen sich: Ja können sich denn 
um Gottes willen die Politiker hier wirklich 
alles erlauben? Jetzt können sie schon be­
schuldigen. Für einen Journalisten, Herrn 
Worm, hat ja damals die Gefahr bestanden, 
daß er verurteilt wird. Also da hört sich ja 
der Spaß auf, bitte! Da hört sich ja der Spaß 
wirklich auf! Herr Dr. König, ich glaube, da 
sind Sie mit mir einer Meinung. Es ist ver­
ständlich, daß da auf einmal in der Bevölke­
rung eine wirklich breite Unruhe entstanden 
ist. Sie sagt: Jetzt gehen sie aber wirklich zu 
weit! So geht es nicht mehr! 

Es ist ja das Problem jetzt, daß wir uns 
eigentlich mit einer Neumodifizierung - das 
haben Sie auch ausgedrückt - dieser Immu­
nitätsfrage sehr viel Zeit gelassen haben. Wir 
sind spät dran. Wir sind sehr spät dran. Die 
Ereignisse haben uns überrollt - wie auch in 
der Verstaatlichten und so weiter. Auf ver­
schiedenen Gebieten entdecken wir jetzt, daß 
wir uns zu lange gespielt haben. Ich appellie­
re an Sie, diese Frage möglichst rasch auf die 
sachlichen Gehalte hin zu prüfen, sich die 
ausländischen Beispiele genau anzusehen und 

zu diskutieren, wieweit wir zu gehen gewillt 
sind, sodaß wir dann zu einer möglichen 
Form kommen, die dem heutigen Bewußtsein 
angepaßt ist. 

Sie haben hier die Geschichte der Immuni­
tät erwähnt. Aber die ist alt, und man kann 
ja nicht - das gilt auch für die Gesetzgebung 
- immer daran festhalten. Wir sagen ja auch 
nicht: Das Gesetz ist gemacht worden, und 
wir stehen immer zu diesem Gesetz, denn 
das ist eben die Gesetzestreue, zu der wir 
verpflichtet sind. - Bitte, wenn sich die Zei­
ten ändern, muß man eben neue Modalitäten 
für die Gesetze finden. 

Herr Dr. Keller! Natürlich haben Sie mit 
dem, was Sie gestern gesagt haben, recht: Es 
ist dies Sache des ganzen Hauses. Denn nie­
mand weiß, wer die nächste Opposition ist. 
Das ist Sache des ganzen Hauses, da haben 
Sie vollkommen recht. Ich gebe Ihnen recht. 

Es ist auch unzulässig, daß Mehrheiten 
praktisch dann bestimmen, wer ausgeliefert 
wird und wer nicht. Da gebe ich Ihnen auch 
recht. Das sind aUes ganz gefährliche Situa­
tionen, die da auftreten können. Man kann es 
natürlich auch nicht davon abhängig machen, 
ob der Betroffene ausgeliefert werden will 
oder nicht. Das finde ich auch richtig. Denn 
wenn er rechtlich eine Chance sieht, wird er 
diese ergreifen, und wenn er keine sieht, wird 
er sich verstecken. Das mag in einem Fall 
nicht zutreffen, im anderen Fall wird es so 
sein. Wir kommen also hier in eine ungeheu­
er schwierige Situation. 

Eine weitere Frage zur Immunität - diese 
F rage hat auch Dr. König angeschnitten -: 
Wenn wir sie einschränken, sollen wir dabei 
bleiben, sie auch bei Veranstaltungen, bei 
Presseäußerungen und so weiter zu behalten? 
Das wird in den Ländern verschieden gehal­
ten. In Amerika ist es zum Beispiel nicht der 
Fall. Dort gilt sie nur im Parlament und 
sonst wirklich nirgends. 

Gerade bei dieser letzten Frage sollte man 
sich genau überlegen, ob man einengen sollte 
oder nicht. Ein Politiker, der in verständli­
cher Ausdrucksweise, mit griffigen Argumen­
ten und rhetorischem Schwung hier im Parla­
ment redet, müßte sich dann draußen bei 
demselben Thema ungeheuer einbremsen. Es 
ist ja auch eine Frage der leichten politischen 
Verständlichkeit, daß man schnelle Meta­
phern setzt. Wenn man sich zu kontrollieren 
anfängt, wird es dann natürlich sehr schwie-
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rig. Man muß dabei ja nicht in Beleidigungen 
oder sonst etwas hineinkommen, aber man 
muß ja manchmal auch einen Verdacht äu­
ßern können. 

Und da bin ich ja wirklich ein Leidtragen­
der! Ich habe einer vollkommen ungeschütz­
ten Opposition, einer Bürgerliste in Salzburg, 
angehört, die sich noch nicht zu einer Partei 
gefunden hat, sondern zehn Jahre als freie 
Liste überlebt hat. Wir waren natürlich der 
Pression ausgesetzt. Ich bin in über 20 Pro­
zesse verwickelt gewesen. Da gebe ich Ihnen 
recht, Herr Dr. Keller, und ich will nur ein 
Beispiel nennen, um zu zeigen, wie rasch das 
geht. 

Da bei den Bundeswettbewerben, was die 
Bundesbauten betrifft, die schlechtesten Salz­
burger Architekten immer wieder die meisten 
Aufträge haben - das habe ich nachkontrol­
liert -, habe ich gesagt: Aufgrund dieser 
Tatsache kann das nichts mit Qualitätskrite­
rien zu tun haben. Es erhebt sich für mich 
der Verdacht der guten Beziehungen. - Das 
hat genügt. Mich hat die ganze Jury geklagt, 
weil ich gesagt habe: Das ist natürlich eine 
Sache der Jury. Die Jury ist immer gleich 
besetzt. Aus dieser Situation der gleichen Be­
setzung, sagte ich, erhebt sich für mich dieser 
Verdacht. - Ich bin in erster Instanz verur­
teilt worden. 

N ur dann in der zweiten Instanz, als ich 
von der Bundes-Ingenieurkammer die genaue 
Statistik bekam und wirklich nachweisen 
konnte, daß die Salzburger Architekten bei 
Bundeswettbewerben drei- und viermal mehr 
gewonnen haben als in anderen Bundeslän­
dern, hat das Gericht mir recht gegeben und 
gesagt, hier sind die Salzburger in einem 
Ausmaß zum Zuge gekommen, daß ich das 
behaupten konnte, daß ich den Verdacht äu­
ßern konnte, daß es berechtigt war, diesen 
Verdacht zu äußern. Das hat mir zwei Jahre 
gekostet. Zwei Jahre! Ich weiß also sehr wohl 
zu schätzen, was das für Abgeordnete, die 
keinen Schutz genießen, heißt. (Präsident Dr. 
Marga Hub in e k übernimmt den Vorsitz.) 

Aber, Herr Dr. Keller, wir hinken da eben 
nach. Das ist jetzt die Situation. Was wir, 
glaube ich, aufstellen müßten, wäre ein Kata­
log, wo wir die Immunität einschränken. 
Dazu gehört meiner Meinung nach zweifellos 
die falsche Zeugenaussage vor Gericht, denn 
das wird öffentlich weiterhin sicher nicht zu 
vertreten sein. Da, glaube ich, sind auch Sie 
meiner Meinung. Das wird in der Bevölke-

rung nicht verstanden, da sagen die Leute: 
Jetzt reicht es! 

Dazu gehören auch der Verdacht der Kor­
ruption und vielleicht noch ein paar andere 
Punkte, die man sich genau überlegen müßte. 

Ich erinnere nur an den Fall Lambsdorff. 
Das war doch für den Bundestag kein großes 
Problem. Man hat gesagt, Verdacht der Kor­
ruption. Das ist eben rechtliche Kultur, bitte 
schön. Und bei uns soll das alles aus der 
historischen Tradition heraus weitgehend nie­
dergedrückt werden. Herr Dr. Keller, ich 
glaube, daß Sie auch einsehen, daß das in 
diesem Ausmaß nicht weitergehen kann. Man 
muß sich zumindest mit diesen ausländischen 
Beispielen befassen und einen Katalog ausar­
beiten, um es der Bevölkerung überhaupt 
halbwegs verständlich zu machen, was unter 
Immunität noch zu vertreten ist und was 
nach unserem Empfinden in der heutigen 
Zeit nicht mehr zu vertreten ist. 

Herr Bergmann hat natürlich vollkommen 
recht. Er hat gestern gesagt, er ist für die 
Auslieferung. (Abg. Dr. K e ii e r: Wieso?) 
Wieso? Das werde ich Ihnen sagen. Weil uns 
jetzt die Ereignisse überrollt haben. Wenn 
wir diese Debatte vor einem Jahr ... Natür­
lich, Sie versuchen jetzt, es zurückzuspielen. 
Ich wünsche Ihnen viel Vergnügen. Wenn es 
Ihnen gelingt im Ausschuß, okay, dann will 
ich nichts sagen. Aber in der Situation, die 
sich in den letzten Wochen herauskristalli­
siert hat, hat man sich doch bei dieser weit­
gehenden Auslegung fragen müssen, was hier 
noch der Rechtsstandpunkt ist. Und aufgrund 
der Tatsache, wie die Leute das sehen, ist in 
diesem Fall eigentlich eine Auslieferung zu 
befürworten. Danach müssen wir aber diesem 
Problem raschest an den Leib rücken, weil 
wir diese Situation nicht halten können. -
Das war gestern die Argumentation des 
Herrn Bergmann. Ich habe sie richtig gefun­
den. 

Die Reformen zu besprechen - gemein­
sam zu besprechen, wie Dr. Keller gesagt hat 
-, halte ich für außerordentlich wichtig und 
unabdingbar, um dieses schwierige Problem 
in den Griff zu bekommen. Aber noch ein­
mal: Es ist unmöglich, das Defizit der ver­
schlafenen Reformen zu zementieren. Ich 
würde davor warnen, wenn jemand den Ver­
such machen würde. das alte System wieder 
zu zementieren. 
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Ich halte es auch für gefährlich - Herr 
Dr. Keller, Sie werden anderer Meinung sein 
-, daß ein Urteil, das ein Richter gefällt hat 
- Herr Mag. Maurer im Falle Sinowatz -, 
'(.on einem Bundeskanzler in einer privaten 
Außerung kommentiert wird. Er sagte, er 
hält trotz dieses Urteils Dr. Sinowatz für 
unschuldig. Schauen Sie, das ist wiederum 
etwas, was die Bevölkerung nicht versteht. 
Sie sagt sich, jetzt wagt einmal ein Richter 
aufgrund der Rechtsbestände einen Spruch 
zu fällen, und die erste Reaktion kommt 
dann vom Bundeskanzler, der aus verständli­
cher Freundschaft sagt, für ihn persön­
lich .. , (Abg. Dr. K e LI e r: Herr Kollege! 
Halten Sie den Freispruch des Polizisten vom 
Pilz tür richtig?) Nein. Ich nenne das nur als 
BeispieL 

Für die Rechtssituation in Österreich halte 
ich solche Äußerungen eines Bundeskanzlers 
nach einem Urteil für äußerst problematisch. 
Ich halte sie für äußerst problematisch, weil 
das schon angeschlagene Rechtssystem -
Herr Dr. König, Sie haben auch davon ge­
sprochen - durch solche Äußerungen weiter 
in Mißkredit gebracht wird. Ich halte es also 
nicht für richtig, wenn man so weitermacht. 

Wenn man dann in einem Kommentar in 
einer Zeitung liest: Na bitte, wer lügt denn 
nicht vor Gericht, man soll doch auch bei 
Sinowatz nicht so penibel sein - das ist in 
einem Kommentar gestanden (Abg. Dr. 
K e l [ e r: Wer hat das gesagt?), das ist in 
einer Zeitung gestanden -, sehen Sie, Herr 
Dr. Keller, dann ist das auch wieder schlimm. 
Es ist schlimm, wenn man sagt: Wer hat 
denn nicht schon vor Gericht gelogen, also 
soll man auch nicht so streng mit Dr. Sino­
watz sein. Da wird Demontage betrieben! Da 
wird doch systematisch Demontage am letz­
ten Rest von Rechtsempfinden in der Bevöl­
kerung betrieben. Sie können es doch nicht 
abstreiten, daß es so ist. 

Aus diesem Grunde, weil eben der Ver­
dacht einer falschen Zeugenaussage etwas so 
Elementares ist und weil es eben aus Zeit­
gründen so an uns herangetragen worden ist, 
hätte ich - bei aller Einschränkung, die ich 
am Anfang über die Wichtigkeit der Immuni­
tätsfrage gemacht habe - in diesem Falle 
selbstverständlich auch für die Auslieferung 
des Dr. Pilz gestimmt, weil uns die Ereignisse 
überrollt haben und weil man politisch nur 
glaubhaft ist, wenn man im Moment dann 
auch diese Strömungen aufnimmt. Man kann 
sich doch nicht hinter Büchern verstecken 

und sagen: Was draußen los ist, ist wurscht. 
Das kann ein Politiker nicht. Sie wissen, Herr 
Dr. König - und Bergmann hat es auch 
gewußt -, daß das äußerst gefährlich ist. 

Abschließend: Schutz vor gerichtlicher 
Verfolgung ist in Großbritannien ausschließ­
lich für die Arbeit im Parlament gegeben. 
Weiters ist in Amerika ... (Abg. Dr. 
K e l I e r: Aber seit 900 Jahren ist das so in 
England.' Seit 900 Jahren!) Gut. Aber ich 
sage, daß wir darüber diskutieren müssen -
ich glaube, das, Herr Dr. Keller, können Sie 
mir nicht abstreiten -, daß es sehr sinnvoll 
wäre, sich die skandinavischen Staaten, die 
westeuropäischen Staaten herzunehmen und 
zu schauen, was dort in den letzten Jahr­
zehnten neu modifiziert worden ist. (Abg. Dr. 
K e l I e r: In England ist es seit 900 Jahren 
so!) 

Ja, okay, aber es ist verschiedenes - auch 
in der Bundesrepublik Deutschland - neu 
modifiziert worden. Sie wissen das doch ganz 
genau. Es gibt da in Japan ein Verursacher­
prinzip, das anerkannt worden ist. Sie wissen 
ganz genau, daß in verschiedenen westlichen 
Staaten - es würde hier zu weit führen, eine 
Spezialdebatte zu machen - Modifizierun­
gen erfolgt sind, und ich würde Ihnen raten, 
das auch als Grundlage für eine Diskussion 
zu nehmen, um hier die notwendigen Ände­
rungen vorzunehmen. 

Stemmen Sie sich doch nicht ununterbro­
chen gegen notwendige Anpassungen! Das 
gibt es auch im Rechtssystem. (Abg. Dr. 
K e l I e r: Es gibt eine englische Tradition 
und eine französische Tradition!) Ja, aber es 
gibt auch in den skandinavischen Staaten 
Neumodifizierungen, das wissen Sie auch! 
Auch in der Bundesrepublik Deutschland 
gibt es verschiedene Neumodifizierungen. 

Es hat ja keinen Zweck. zu sagen, dort ist 
es auch in einer anderen Weise seit Hunder­
ten von Jahren so oder so. Es gibt in ver­
schiedenen Staaten eben immer wieder neue 
Erkenntnisse. 

Österreich ist wirklich der letzte Staat, der 
sich einbilden dürfte, diese neuen Modifizie­
rungen nicht notwendig zu haben. Es ist be­
stimmt der letzte Staat, wenn er sich so etwas 
einbildet, Herr Dr. Keller. (Beifall bei den 
Grünen. - Abg. Dr. G r a f f: Schon wieder 
kein Pilz.' Hat er nun um sein Mandat gewin­
selt beim Keller oder nicht? - Abg. Dr. 
K eil e r: Na, Ihre Bemerkungen! - Abg. 
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Dr. G r a f f: Ich glaube, Sie haben mich 
nicht verstanden!) 22.38 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Dr. Stix. 

22.38 

Abgeordneter Dr. Stix (FPÖ): Frau Präsi­
dentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren des Hohen Hauses! Nach meinem 
Verständnis ist die Frage der Immunität nicht 
bloß die Frage eines einzelnen Abgeordneten, 
das ist auch nicht die Frage einer Partei 
beziehungsweise einer Fraktion, sondern das 
ist eine Frage der gesamten Volksvertretung. 

Und weil ich es so verstehe, kann ich es 
vor mir selbst kaum verantworten, nur im 
Telegrammstil zu einigen wenigen Punkten 
der Immunität etwas zu sagen. Ich war daher, 
wie ich es der Sache gegenüber schuldig zu 
sein glaube, darauf vorbereitet, eine breite 
und systematische Analyse zur Frage der Im­
munität hier vorzutragen. (Abg. Dr. B l e n k: 
o weh!) Ich werde das nicht tun, weil die 
vorgeschrittene Stunde sicherlich nicht die 
richtige Zeit ist, das jetzt zu tun. 

Es hat aber Herr Abgeordneter Dr. Keller 
mich und meinen FraktionskoHegen Dr. Fri­
schenschlager , die wir beide ordentliche stän­
dige Mitglieder des Immunitätsausschusses 
sind, direkt angesprochen. Er hat das verbun­
den mit einem Vorwurf, der mich persönlich 
trifft und, wie ich meinen Freund Friedhelm 
Frischenschlager kenne, auch ihn trifft, den 
wir daher nicht auf uns sitzen lassen wollen, 
sondern daher ein wenig korrigieren wollen. 

Es hat Herr Dr. Keller gemeint, wir hätten 
uns beim Abstimmen, das einmal zu einer 
Mehrheitsbildung mit der Sozialistischen Par­
tei und zum anderen zu einer Mehrheitsbil­
dung mit der Österreichischen Volkspartei 
geführt hat, nur durch taktisches Kalkül lei­
ten lassen. Ich darf dazu sagen, daß wir die 
nach unserer internen Auffassung sorgfältig 
erarbeitete Meinung unserer Fraktion vorge­
tragen haben und daß wir diese unsere Mei­
nung .. vor Beginn der Ausschußtätigkeit in 
der Offentlichkeit erklärt und interpretiert 
haben. (Abg. Dr. K e LI e r: Hat nicht der Dr. 
Haider gesagt, es gibt keinen politischen Zu­
sammenhang?) Ich komme darauf zurück, 
Herr Kollege Dr. Keller. 

Wir sind mit unserer sorgfältig erarbeiteten 
Meinung in den Ausschuß hineingegangen, 

und ich freue mich, daß die sehr sachliche 
und sehr faire Diskussion im Ausschuß dazu 
geführt hat, daß sich insgesamt die Auffas­
sung der freiheitlichen Fraktion im Ausschuß 
durchgesetzt hat - aufgrund einer sachlichen 
Debatte und nicht zuletzt mit Ihrer Hilfe, 
Herr Dr. Keller. Denn es ist ja nicht so, wie 
in der Öffentlichkeit kolportiert wird, daß 
die gesetzliche Regelung der Immunität ein 
Freibrief für die Abgeordneten dieses Hauses 
sei, sich dahinter zu verstecken. Es ist ja 
nicht so! 

Wir haben ein an sich sehr brauchbares 
Immunitätsgesetz, das dem Parlament zwei 
Stufen der Vorgangsweise zwingend aufer­
legt. Zunächst einmal ist festzustellen, ob es 
überhaupt einen Zusammenhang mit politi­
scher Tätigkeit gibt. Wenn es diesen nicht 
gäbe, ist der Abgeordnete sowieso nicht im­
mun. Also zuerst muß festgestellt werden, ob 
es einen solchen Zusammenhang gibt. Und 
selbst wenn der Immunitätsausschuß fest­
stellt, es gibt einen solchen Zusammenhang, 
bestimmt der Wortlaut des Immunitätsgeset­
zes, daß zugleich dann das Parlament über 
die Zustimmung zu seiner Auslieferung zu 
befinden hat. Das heißt: Von der Gesetzesla­
ge her haben wir den Auftrag, den Einzelfall 
zu prüfen. Das ist der Auftrag des geltenden 
Immunitätsgesetzes. Im Ausschuß waren wir 
uns darüber einig. 

Und weil wir uns darüber einig waren, daß 
die Gesetzeslage so ist, haben wir im Aus­
schuß auch eine zweistufige Vorgangsweise 
gewählt. Es war also zuerst unabhängig von 
der Frage der Auslieferung zu klären, ob im 
Falle des Abgeordneten Dr. Pilz der Zusam­
menhang mit der politischen Tätigkeit gege­
ben ist, ja oder nein. Und da haben Sie, Herr 
Dr. Keller, genau wie Frischenschlager und 
ich und wie alle Ihre Fraktionskollegen von 
der Sozialistischen Partei die Meinung vertre­
ten - wir waren vollkommen einer Meinung 
-, es gibt diesen Zusammenhang mit politi­
scher Tätigkeit. (Abg. Dr. K eil e r: Aber 
Haider sagt etwas anderes!) Moment, ich 
komme darauf. Bitte warten Sie doch! 

Wir haben begründet. daß das seinen Aus­
gang genommen hat von der Teilnahme an 
einer politischen Demonstration. Eine Teil­
nahme an einer Demonstration ist ein klassi­
scher Fall von politischer Betätigung. Alles 
andere waren nur Weiterungen dieses Vor­
ganges. Es hat Anzeigen gegeben, es hat 
dann Zeugenaussagen gegeben. Die behaup­
tete falsche Zeugenaussage des Herrn Abge-

74. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)26 von 37

www.parlament.gv.at



8488 Nationalrat XVII. GP - 74. Sitzung - 28. September 1988 

Dr. Stix 

ordneten Dr. Pilz ist der Streitgegenstand. 
Aber das. was mein Fraktionskollege Dr. 
Haider noch hinzugefügt hat und was bei 
Ihnen offensichtlich zu einem Mißverständnis 
führte, ist der Umstand, daß unabhängig von 
der Anzeige und neben der - ich sage: be­
haupteten - falschen Zeugenaussage das Ge­
richt ja ausdrücklich sagt, daß sich eben der 
Abgeordnete Dr. Pilz durch eine schriftliche 
Eingabe durch seinen Rechtsvertreter gewis­
sermaßen zusätzlich noch als Privatperson an 
diesen von ihm mitverursachten, eingeleite­
ten, infolge der Zeugenaussage auch mitbe­
triebenen Vorgang angehängt hat, also einen 
Verstärkereffekt geliefert hat. Nichts anderes 
wollte Dr. Jörg Haider sagen. (Abg. Dr. 
K e l l e r: Ein Privatbeteiligtenanschluß ist 
kein Verstärkere[[ekt!) 

Das ist aus dem Brief, den das Gericht an 
das Präsidium des Nationalrates gerichtet hat, 
so zu ersehen. Jedenfalls ist es in keiner 
Weise ein Abgehen von der meines Erach­
tens völlig logischen und auch von Ihnen 
vertretenen Auffassung, daß, beginnend mit 
der Teilnahme an der Demonstration über 
die falsche Zeugenaussage bis hin zu den 
jetzigen Vorgängen, ein Zusammenhang mit 
politischer Tätigkeit besteht. Sie sagen das. 
wir sagen das auch. Wir sind uns also einig. 
(Abg. Dr. K e l l e r: Dr. Haider sagt etwas 
anderes!) Nein, er hat eine Ergänzung ange­
bracht, das habe ich jetzt erklärt. Ich glaube, 
ich brauche es nicht zweimal zu erklären, 
bitte um Entschuldigung. (Abg. Dr. 
K e l I e r: Er hat gesagt. die Anzeige ist Ra­
che und ist keine politische. sondern eine pri­
vate Tätigkeit!) Der Herr Abgeordnete Dr. 
Haider hat sich zusätzlich mit möglichen Mo­
tiven des Herrn Abgeordneten Dr. Pilz be­
faßt. Das ist eine zusätzliche Argumentation 
und keine andere. Aber ich komme auf den 
Punkt zurück, Herr Dr. Keller. 

Wir sind immer noch bei der ersten Stufe 
des Verfahrens. Die Österreichische Volks­
partei hat, sehr sachlich, im Ausschuß den 
genau gegenteiligen Standpunkt eingenom­
men. Genau gegenteilig! Die Österreichische 
Volkspartei hat durch ihre Mitglieder im 
Ausschuß argumentiert: Es gibt keinen Zu­
sammenhang mit politischer Tätigkeit. Das 
hat sie getan. (Abg. S t ein bau e r: Herr 
Präsident! Bei Gericht kann er doch keine 
politische Tätigkeit ausüben!) Ja, ich halte das 
fest. Ich würdige die Argumentation der 
Österreichischen Volkspartei. Ich sage das 
nicht einmal kritisch, ich halte das nur fest. 
Wir sind noch gar nicht bei der Frage der 

Auslieferung, wir sind immer noch bei der 
Vorstufe. 

Und jetzt stellt sich mir und meiner Frak­
tion folgende Frage: Sie verweisen die ganze 
Materie an den Immunitätsausschuß zurück. 
Das heißt, der Immunitätsausschuß muß 
auch noch einmal die Frage klären: Gibt es 
überhaupt einen Zusammenhang mit politi­
scher Tätigkeit, ja oder nein? Und dazu gibt 
es nur entweder die Auffassung, die Sie ge­
meinsam mit uns vertreten haben, oder es 
gibt die Auffassung der ÖSterreichischen 
Volkspartei. Es gibt keinen Mittelweg in die­
ser Frage. Das heißt, wenn Sie zu einem 
anderen Abstimmungsergebnis gelangen wol­
len als gestern abend im Ausschuß, dann 
muß eine der beiden Seiten ihren Stand­
punkt, den sie im gestrigen Ausschuß vertre­
ten hat, aufgeben. Das ist das Faktum. 

Dr. König hat schon gesagt, wie sich die 
Österreichische Volkspartei das Aufgeben 
~orstellt. Er hat hier überzeugend erklärt, die 
Osterreichische Volkspartei werde von ihrem 
Standpunkt nicht abweichen. Daher ist die 
Frage der freiheitlichen Fraktion an Sie, Herr 
Dr. Keller: Wird die Sozialistische Partei ih­
ren gestern sorgfältig argumentierten Stand­
punkt aufgeben? Es gibt keinen anderen 
Weg, als daß entweder Sie Ihren Standpunkt 
aufgeben oder daß die Österreichische Volks­
partei ihren Standpunkt aufgibt. Das ist völ­
lig klar, und da gibt es auch keinen Kompro­
miß, da gibt es nur entweder dieses Argu­
ment oder das andere Argument; eines muß 
akzeptiert werden. Und das ist erst die erste 
Stufe. (Abg. Dr. B I e n k: Sie haben jetzt 
fünfmal denselben Satz gesagt!) 

Die zweite Stufe ist dann die Auslieferung. 
Und auch da hat meine Fraktion von Anfang 
an eine klare Linie gehabt. Wir haben ... 
(Abg. Dr. B I e n k: Weil ein politischer Zu­
sammenhang ist, wird ausgeliefert! Das ist die 
Klarheit der Aussage!) Herr Dr. Blenk, ich 
erkläre Ihnen das sehr gerne. Herr Kollege 
Dr. Blenk, lesen. Sie bitte im "Kommentar 
zur Geschäftsordnung", Czerny/Fischer, auf 
Seite 30 den Kommentar zum Artikel 10. 
Dort ist ausdrücklich festgehalten, daß vom 
Immunitätsgesetz her der Ausschuß sehr 
wohl entscheiden kann, daß ausgeliefert wird 
- auch bei Vorliegen eines Zusammenhan­
ges mit politischer Tätigkeit. Das kann der 
Immunitätsausschuß sehr wohl. (Abg. Dr. 
G r a [f' Lassen Sie das den Dr. Fischer er­
klären! Das hat er im Kommentar geschrieben, 
und er wird es erklären können.') 

74. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 27 von 37

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVII. GP - 74. Sitzung - 28. September 1988 8489 

Dr. Stix 

Die sozialistische Seite - und ich respek­
tiere diese Argumentation - hat ja gar nicht 
bestritten, daß das Gesetz die Auslieferung 
ermöglicht, sie hat nur dagegengehalten, daß 
wir seit 1979 eine Übung haben, die - enger 
als die Gesetzesbestimmung - grundsätzlich 
nicht ausliefert, wenn der Zusammenhang 
mit politischer Tätigkeit festgestellt ist. (Abg. 
Dr. B l e n k: Sie gLauben, hier sind lauter 
Analphabeten!) 

Das ist eine zu respektierende Argumenta­
tion, nur ist sie, glaube ich, nicht aufrechtzu­
erhalten, und zwar deswegen nicht, weil na­
türlich sehr schwerwiegende Fälle denkbar 
sind, wo der Immunitätsausschuß selbstver­
ständlich ausliefern würde. Ich habe im Aus­
schuß ein ganz deutliches Beispiel gebracht. 
Und ich wiederhole es jetzt. (Abg. 
Sie i n bau e r: Nein!) 

Angenommen, es hätte in Österreich ein 
Watergate gegeben und ein Abgeordneter 
dieses Hauses hätte sich durch Einbruch im 
Büro des politischen Gegners Unterlagen be­
schafft (Abg. Bur g s tal I e r: Ist das eine 
Anregung?) und das Gericht wäre zur Auffas­
sung gelangt, er hat das offenbar im Zusam­
menhang mit seiner politischen Tätigkeit be­
gangen - das ist sogar offensichtlich in die­
sem Fall -, dann hätte das Gericht die Aus­
lieferung vom Nationalrat begehren müssen. 
(Abg. Dr. B l e n k: Sie reden so, als ob wir 
lauter Analphabeten wären!) 

Ich möchte den Immunitätsausschuß sehen, 
der in einem solchen Fall gesagt hätte: Ja­
wohl, es ist ein Zusammenhang mit politi­
scher Tätigkeit, und weil es so ist, liefern wir 
den Einbrecher nicht aus. Undenkbar. Natür­
lich wäre er ausgeliefert worden. 

Wir haben glücklicherweise keinen solchen 
Fall, aber was will ich damit deutlich ma­
chen? - Daß es individuell sehr wohl Fälle 
der Abwägung geben kann, die sich mit einer 
Übung .. nicht in Einklang bringen lassen, mit 
einer Ubung, die glücklicherweise deswegen 
durchzuhalten war, weil es wirklich schwer­
wiegende Fälle bisher nicht gegeben hat. Nur 
das ist der Grund, warum sich die Übung 
gehalten hat. Das ist auch einsichtig. 

Jetzt war also im konkreten Fall nur abzu­
wägen: Handelt es sich um einen schwerwie­
genden Fall, ja oder nein? Und da hat sich 
unsere Fraktion auf den Standpunkt gestellt, 
eine falsche Zeuge!laussage ist ein schwerwie­
gender Fall. Die Osterreichische Volkspartei 

hat genau die gleiche Argumentat!on gehabt. 
In diesem Fall haben wir mit der Osterreichi­
schen Volkspartei übereingestimmt, aber 
nicht weil wir unsere Linie verlassen haben, 
sondern weil sich eben herausgestellt hat, daß 
die konsequente, stufenweise, schrittweise 
Verfolgung unserer Linie eben die Sachlogik 
auf ihrer Seite hat. Das ist einmal von der 
Sozialistischen Partei anerkannt worden, das 
ist einmal von der Österreichischen Volks­
partei anerkannt worden. Das ist doch bester 
Parlamentarismus! Warum soll sich irgend je­
mand deswegen schämen? (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Ich habe eingangs meiner Wortme~~ung 
versprochen, daß ich breiter angelegte Uber­
legungen zur Immunität heute zu dieser 
Stunde nicht vortragen werde. (Abg. Dr. 
G rat f: Wir haben Sie schon ertappt beim 
Wortbruch!) Ich möchte mich daran halten, 
obwohl gerade die Frage der Immunität eine 
sehr, sehr ernste ist, und möchte nur soviel 
dazu abschließend sagen: Ich halte jene Mei­
nung - und das ist jetzt meine persönliche 
Meinung -, die dahin geht, die Immunität 
war in Zeiten des Monarchen notwendig, und 
in unserer, ach, so wunderbaren, modernen 
Demokratie brauchen wir sie nicht mehr, für 
falsch. 

Halten Sie sich bitte alle, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren Kollegen von al­
len Fraktionen, die ständige Diskussion, die 
wir ja selber zum Teil klagend führen, über 
das ständig zunehmende Übergewicht der 
Exekutive gegenüber der Legislative vor Au­
gen. Wir beklagen ununterbrochen die feh­
lende Waffengleichheit zwischen uns Volks­
vertretern auf der einen Seite und der Exe­
kutive auf der anderen Seite; von großen, 
mächtigen Wirtschaftsinstitutionen gar nicht 
zu reden. 

Jeder von Ihnen, der sich engagiert schon 
in irgendeiner Sache betätigt hat - und das 
haben wahrscheinlich die meisten hier -, 
jeder von Ihnen hat schon das Erlebnis ge­
habt, daß man versucht hat, ihn unter Druck 
zu setzen, daß man ihm mit dem Kadi ge­
droht hat, daß man ihm einen Wink mit dem 
Zaunpfahl gegeben hat, wenn die Gefahr be­
stand, daß der engagierte Abgeordnete oder 
die engagierte Frau Abgeordnete eine heiße 
Sache zu offen anspricht. 

Deshalb braucht gerade in unserer heuti­
gen Zeit des zunehmenden Übergewichtes 
der Exekutive gegenüber der Legislative die 
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Volksvertretung insgesamt sehr wohl einen 
modernen Immunitätsschutz, zu dem ich 
mich bekenne. Wir sollten darüber reden, 
aber nicht aus Anlaßfällen und unter dem 
Druck tagespolitischen Kleingeldwechsels, 
sondern wir sollten dann, wenn kein aktueller 
Anlaßfall ist, in Ruhe über die Modernisie­
rung des im Prinzip notwendigen Immuni­
tätsrechtes reden. Dazu sind wir Freiheitli­
chen bereit. Aber nicht unter dem Druck 
aktueller Fälle. Unter dem Druck aktueller 
Fälle haben wir das bestehende Gesetz zu 
erfüllen. (Abg. Dr. B L e n k: EinmaL hü, ein­
maL hou.') Das bestehende Gesetz erwartet, 
daß der Immunitätsausschuß eine Entschei­
dung trifft. 

Wir Freiheitlichen bekennen uns zu jener 
Entscheidung, die in sachlicher Diskussion 
gestern abend gefunden wurde. Wir sehen 
keine Notwendigkeit für eine Rückverwei­
sung. Aber ich bin gespannt, wie Sie Ihre 
Argumentation möglicherweise revidieren. 
Dann wird es erneut eine kritische Würdi­
gung zu geben haben. Heute möchte ich nur 
konstruktiv argumentieren, daß wir Freiheit­
lichen glauben, der Immunitätsausschuß hat 
gestern gute Arbeit geleistet. Es gibt keinen 
Grund, von dieser Arbeit Abstand zu neh­
men. (Beifall bei der FPÖ.) 22.55 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster 
zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Wabl. (Abg. Dr. G ra f f - zu dem zum 
Rednerpult gehenden Abg. Wabl -: Wissen 
Sie, ob der Pilz beim Keller war wegen seines 
Mandats? - Abg. Dr. B l e n k: Das ist ein 
Schwarzredner.' Der steht nicht auf der Liste!) 

22.55 

Abgeordneter Wabl (Grüne): Meine Da­
men und Herren! Ich habe zu denjenigen 
gehört, die gesagt haben, daß es nicht im 
Ermessen der einzelnen Abgeordneten liegen 
kann, zu beurteilen, ob Sinowatz gelogen 
oder nicht gelogen hat, ob Peter Pilz falsch 
ausgesagt oder nicht falsch ausgesagt hat, 
sondern daß einzig und allein die Frage ent­
scheidend ist, ob das, was Pilz oder Sinowatz 
vorgeworfen wird, im Zusammenhang mit 
der politischen Tätigkeit steht. 

Meine Damen und Herren! Mir war schon 
klar, daß eine öffentliche und veröffentlichte 
Meinung, die ein Opfer will und die endlich 
die Gelegenheit hat, einen, der politisch be­
reits die letzten Stufen seiner Karriereleiter 
hinuntergeht, an den Pranger zu stellen, die­
sem Wunsch auch nachgibt. Und daß hier 

ein Immunitätsstandpunkt, der auf differen­
zierte Sichtweise Wert legt, nicht durch­
kommt, habe ich auch vermutet. Aber ich 
hätte nicht geglaubt, daß das dazu führt, daß 
eine staatstragende Partei - oder eine Partei, 
die sich zumindest als staatstragend bezeich­
net - wie die ÖVP, um persönliche Rache 
durchzuführen, um persönlicher Beleidigtheit 
endlich Genugtuung zu verschaffen, eine 
Frage, die mir sehr heikel und prinzipiell 
erscheint, in einer Art und Weise diskutiert, 
wo ich nur sagen kann: Da ist es kein Wun­
der, daß die Bevölkerung ihre Volksvertreter 
nicht mehr erkennen kann! - Herr Kollege 
Graff, ich meine Sie damit. 

Herr Abgeordneter Keller hat heute gesagt: 
Wenn einmal kein Einvernehmen in dieser 
Frage besteht, dann gibt es auch keinen 
Schutz mehr für die Minderheit. Ich muß 
Ihnen sagen, Herr Abgeordneter Keller: Sie 
können nicht suggerieren, daß das Einver­
nehmen erst in den letzten Wochen oder 
Monaten nicht mehr bestanden hat, sondern 
das gab es tatsächlich schon vor einigen Mo­
naten nicht mehr - das ist schon länger her 
-, nämlich in einem anderen Immunitätsfall, 
wo bereits (Abg. Dr. K e l I e r: Das lag aber 
nicht an uns!) - Sie haben recht, Herr Abge­
ordneter - die Frau Präsidentin Hubinek 
und der Herr Abgeordnete Graff (Abg. 
Sm 0 II e: Hört! Hört!) das Einvernehmen 
gebrochen haben, nämlich daß dann, wenn 
ein politischer Zusammenhang besteht, nicht 
ausgeliefert wird. Damals bereits wurde die­
ses Einvernehmen von nicht "unwesentli­
chen" Abgeordneten der "staatstragenden" 
Partei ÖVP gebrochen. (Abg. S mol L e: 
Pyhrn Autobahn, Frau Präsidentin! Erinnern 
Sie sich noch?) 

Herr Abgeordneter Graff! Ich kann Ihnen 
dazu noch etwas sagen: Es gibt ein Verwal­
tungsgerichtshoferkenntnis - ich lese Ihnen 
das kurz vor; ich will nicht den ganzen Fall 
Pyhrn Autobahn jetzt noch einmal aufrollen 
-, da wurde der Bescheid wegen Rechtswid­
rigkeit aufgehoben. Es war eindeutig, daß es 
sich dabei um einen Zusammenhang mit der 
politischen Tätigkeit gehandelt hat, aber Sie 
haben geglaubt, Sie können einfach nach Ih­
rem persönlichen Gutdünken entscheiden. 
Auch die Frau Präsidentin hat das geglaubt. 
Das steht auch im Protokoll. Der Herr Präsi­
dent Gratz hat festgehalten: einstimmig. Und 
dann haben Sie hinausgerufen: Nein, nein, 
nein!, und haben auch noch darauf bestan­
den, was Ihr gutes Recht ist. 
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Herr Abgeordneter Keller! 0 a mal s 
wurde das Einvernehmen gebrochen. Ich 
kann mich sogar erinnern: Sie sind nach der 
Sitzung wütend aufgestanden und haben in 
Richtung ÖVP gerufen, daß das ein Skandal 
ist. Ich habe mir damals schon erwartet, daß 
darüber diskutiert wird. Damals hätte schon 
dem heutigen Desaster vorgebeugt werden 
müssen. 

Herr Abgeordneter Keller! Ich bin gestern 
- ich muß sagen: mit parlamentarischer 
Freude - Ihren Ausführungen gefolgt. Da 
gibt es halt ein Problem: Kollege König und 
auch Kollege Fischer haben von der höheren 
Vernunft gesprochen, von der staatstragen­
den Verantwortung, die wichtiger ist als Kon­
fliktsuche, Konfliktfreudigkeit in einem vor­
dergründigen Populismus oder Opportunis­
mus, aber damals, als in Niederösterreich die 
Entscheidung gefallen ist, daß ein Herr Lud­
wig nicht ausgeliefert werden soll, habe ich 
von Ihrer Seite nicht gehört, daß Sie den 
Abgeordneten von der SPÖ gesagt hätten: Ja 
das geht nicht! 

Meine Damen und Herren von der SPÖ! 
Auch dann, wenn ein Regierungsmitglied 
kurzfristig noch ein Abgeordnetenmandat in 
Anspruch nimmt, damit es immun ist - was 
ich für einen Mißbrauch halte -, kann die 
Entscheidung nicht in der Willkür von Abge­
ordneten liegen, die sagen: Da liefern wir 
halt aus! Damals war nicht von höherer Ver­
nunft die Rede wie heute in dieser Angele­
genheit. 

Aber schauen wir uns diese höhere Ver­
nunft, die heute hier zum Durchbruch ge­
kommen ist, ein bißchen an! Vor einigen 
Stunden oder vor einigen Viertelstunden, da 
weiß ich nicht mehr, es war in der "ZiB 2", 
ist mitgeteilt worden, wie die höhere Ver­
nunft der beiden Koalitionspartner aussieht. 
Es war nicht die "höhere Vernunft" der Ab­
geordneten der ÖVP, sondern es war die 
"höhere Vernunft" des Bundeskanzlers. Die­
ser hat angerufen - nämlich den Lichal, 
damit er gleich die richtige Fraktion bei der 
Hand hat - und gesagt: Jetzt reicht's! Der 
Lichal rief dann Ludwig an, damit er noch 
richtige Rückendeckung hat. Die beiden rie­
fen dann Kukacka an. Damit war das richtige 
Trio beieinander. Dann wurde die ÖVP­
Fraktion so richtig "kleinbetoniert", damit sie 
wieder einmal weiß, wo die Koalition ihre 
Suppe abholt. 

Meine Damen und Herren! Wenn das als 
höhere Vernunft verkauft wird, wenn das als 
Bemühen verkauft wird, zu verteidigen -
Herr Abgeordneter Keller, ein wichtiges 
Grundrecht, ein wichtiges Recht, das verfas­
sungsmäßig geschützt ist -, wenn das vorge­
geben wird, dann tut mir das leid, wenngleich 
Ihre Rede wunderbar war und Ihre Ausfüh­
rungen im Ausschuß wirklich sehr schlüssig 
und klar waren. 

Meine Damen und Herren! Ich habe in der 
langen Sitzung des Grünen Klubs festgehal­
ten, daß ich gegen die Auslieferung des 
Herrn Abgeordneten Sinowatz und auch ge­
gen die Auslieferung des Abgeordneten Pilz 
bin. Aber ich habe erkennen müssen, daß 
diese Frage nicht nach Verfassung, nach Ge­
setz, nach Recht entschieden wird, sondern 
nach politischer Taktik. Weil sich eine der 
großen Parteien an einem abgehalfterten 
Bundeskanzler rächen will, wird taktiert, des­
halb wird die Immunitätsfrage aufs Spiel ge­
setzt. Und dann soll plötzlich - natürlich im 
Vorbeigehen - auch der Kollege Pilz abser­
viert werden, denn das würde hier gerade so 
richtig schön hineinpassen. 

Ich verstehe schon, Herr Kollege Keller, 
und ich nehme Ihnen auch ab, daß Sie nicht 
wegen des Abgeordneten Pilz eine so wichti­
ge Frage so nebenbei erledigen wollen. Aber 
die ÖVP hat damit keine Probleme gehabt. 
Das Problem ist erst entstanden, als die hö­
here Vernunft der Parteihierarchie zugeschla­
gen und hier ein deutliches Wort gesprochen 
hat. 

Meine Damen und Herren! Ich habe mich 
unter diesem Eindruck der Taktik von Groß­
parteien entschieden, für die Auslieferung 
des Peter Pilz zu stimmen. Sie können sagen, 
daß das falsch ist, und ich sage Ihnen auch, 
daß das falsch ist. Aber ich kann in diesem 
Haus wirklich nicht mehr unterscheiden, was 
wirklich wahr, was wirklich beabsichtigt und 
was nur ganz ordinäre, unappetitliche Par­
teitaktik ist. (Beifall bei den Grünen. - Abg. 
R 0 c h mai r: Das sind Ausflüchte.') 

Sie können durchaus sagen: Das sind Aus­
flüchte! Ich bin auch der Meinung, daß das 
persönliche Schicksal von Pilz nicht über die 
Bundesverfassung gestellt werden soll. (Abg. 
R 0 c h mai r: Klubzwang war das.') Sie ha­
ben schon recht, Sie können auch von Klub­
zwang reden. Sie haben durchaus recht, es 
war ein gewisser Zwang da. Das gebe ich 
gern zu. Aber ich will nicht zum Spielball 
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einer ÖVP werden, die aus ganz ordinären 
Rachegelüsten einem Politiker, der ohnedies 
schon ganz unten ist, noch einen ordentli­
chen Schlag versetzen will. Da mache ich 
nicht mit, meine Damen und Herren! (Abg. 
Dr. B I e n k: Sie könnten ohne Gelahr lür 
irgend jemanden konsequent sein!) 

Herr Abgeordneter Blenk! Jetzt kommt das 
nächste. Heute müßte ich mich eigentlich 
freuen: Die höhere Vernunft des Bundes­
kanzlers Vranitzky hat entschieden, einmal 
Klartext zu sprechen und die ÖVP einzu­
bremsen mit Hilfe von Ludwig, mit Hilfe von 
Kukacka, mit Hilfe von Lichal. Und nun, 
meine Damen und Herren, könnte ich mir 
denken: Eigentlich, Andreas Wabl, bist du 
noch gut weggekommen. Du hättest ~ei einer 
Abstimmung eigentlich gegen deine Uberzeu­
gung stimmen müssen, weil die Taktik hier 
vorherrschend ist, und eigentlich wäre es eine 
Niederlage für dich persönlich gewesen. 

Und was passiert? Gestern hat die SPÖ bei 
einem Untersuchungsausschuß, der zugege­
benermaßen sicher eine taktische Überlegung 
der FPÖ war - nämlich den Bundesländer­
Skandal zu untersuchen -, folgendermaßen 
reagiert: Ein ganz wichtiges Anliegen, daß 
nämlich eine politische Affäre genauestens 
auf die politische Verantwortlichkeit unter­
sucht wird, wird vom Herrn Abgeordneten 
Rieder zwar als untersuchungswürdig aner­
kannt, aber weil eben hier Taktik im Spiel 
ist, sagt man: Wir gehen hinaus! Hier stim­
men wir nicht mehr zu! 

Meine Damen und Herren! Das ist es, was 
unser System ruiniert! Das ist es, was Immu­
nität in Verruf bringt! Und das ist es, was die 
Privilegiendiskussion anheizt, wo es sich ei­
gentlich um Schutzrechte handelt! Es wird 
der Bundesländer-Skandal nur kurz benützt, 
um der ÖVP die Rute ins Fenster zu stellen: 
Heute gehen wir nur hinaus, aber das nächste 
Mal, das nächste Mal (Abg. Dr. G r a I I: Sie 
werden gleich zu stottern anlangen!), meine 
lieben Freunde, Herr Graff, Herr Blenk und 
Herr Bergmann, das nächste Mal stimmen 
wir zu! Dann widerfährt der Demokratie in 
Österreich und der Republik etwas Besonde­
res, dann untersuchen wir einen politischen 
Zusammenhang, dann untersuchen wir die 
politische Verantwortung der Herren Maurer, 
Niederl und so weiter! 

Meine Damen und Herren! Ich habe ge­
stern erkennen müssen, daß zwar von irgend­
woher in diesem Haus - und es freut mich 

immer wieder, wenn das aufblitzt - ganz, 
ganz offene und ehrliche Worte kommen, 
aber ich kann auch im Protokoll vom letzten 
Mal lesen, daß alle, als Herr Abgeordneter 
Fischer ganz großartig von der Einhelligkeit, 
von der Einstimmigkeit beim Vorgehen in 
Sachen Immunität gesprochen hat, applau­
diert haben. Alle haben applaudiert. Beifall 
bei SPÖ, ÖVP und FPÖ, heißt es im Proto­
koll. Ich bitte, sagte Abgeordneter Fischer, da 
auf eine Abgleichung der gemeinsamen Im­
munitätspraxis des österreichischen National­
rates zu kommen, denn das ist nicht Recht 
eines einzelnen Abgeordneten oder einer ein­
zelnen Fraktion, sondern es geht darum, daß 
wir nach einem Prinzip mit gleichem Maß­
stab gegenüber jedermann, auch gegenüber 
Sinowatz, auch gegenüber Pilz, gleichgültig, 
welcher Fraktion er angehört und welche 
sonstige Meinungen wir über ihn haben, 
gleich und gerecht vorgehen. 

Meine lieben Abgeordneten von der ÖVP! 
Sie haben das alles vergessen, und es herrscht 
offensichtlich auch in dieser wichtigen Frage 
nur mehr Taktik vor. 

Meine Damen und Herren! Jetzt frage ich 
mich: Wie soll ich heute entscheiden? Soll 
ich froh sein darüber, daß die Parteigranden 
der ÖVP-Fraktion hier eine richtig .. reinge­
semmelt" und sie wieder auf Vordermann 
gebracht haben? Soll ich froh sein, daß ich 
von einigen Abgeordneten der SPÖ signali­
siert bekommen habe: Es geht ja um euch, 
um euch geht es, um euren Schutz!, oder soll 
ich sagen: Es war wieder nur ganz, ganz 
ordinäre Taktik, und ich entziehe mich dieser 
Abstimmung!? (Abg. H ein z i n ger: Ich 
würde mich an Ihrer Stelle hinsetzen und 
nachdenken! - Abg. Dr. G r a I I: Uns ist das 
ziemlich wurscht!) Ich weiß schon, daß es 
Ihnen wurscht ist, Herr Abgeordneter Graff, 
Ihnen ist so manches wurscht. Ich weiß 
schon, bei Ihnen sind auch Recht, Gesetz 
und Bundesverfassung eine Frage der Taktik. 
(Abg. Dr. G ra I f: Das ist unverschämt, lie­
ber Herr!) Ich weiß schon, das ist unver­
schämt. 

Ich habe heute von diesem Rednerpult aus 
Vorwürfe gehört. Der Kollege Haider hat es 
sich ja sehr leicht gemacht. Er hat gesagt: Sie 
haben aus Rache den Polizisten angezeigt, 
und sie haben aus Rache falsch ausgesagt! 
Wissen sie, wie man das draußen im tägli­
chen Leben nennt? - Das brauche ich nicht 
zu beantworten. Aber das ist derselbe Haider, 
der gesagt hat: Die Immunität, das brauchen 

74. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 31 von 37

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVII. GP ~ 74. Sitzung - 28. September 1988 8493 

Wabl 

wir alles nicht! Das ist ja nur ein Schutz für 
jene Abgeordneten, die dauernd andere belei­
digen! 

Dann gibt es Abgeordnete, die sagen: Eine 
falsche Zeugenaussage ist etwas ganz Schwer­
wiegendes! Das sagt zum Beispiel Herr Abge­
ordneter Graff. Bei Ehrenbeleidigung, bei 
Ehrabschneidung, wenn jemand "Politgang­
ster" sagt, wenn jemand politischen Rufmord 
begeht, soll man schützen. 

Das soll man hier in diesem Haus schüt­
zen! Aber falsche Zeugenaussage ist etwas 
ganz Fürchterliches, etwas ganz Unappetitli­
ches, da müssen wir dann kräftig dreinhauen, 
da müssen wir dann die Leute zur Raison 
rufen. Wissen Sie, Sie machen es sich zu 
leicht. (Abg. Dr. G r a f f: Ihnen zuzuhören 
ist auch nicht leicht!) 

Es ist heute nicht der Tag, seriöse Diskus­
sionen zu führen, aber ich wollte hier klar 
meiner Meinung Ausdruck verleihen. Ich bin 
doch froh, daß die Taktik so raffiniert war, 
daß ich zumindest von einer falschen Ent­
scheidung oder von einer persönlichen Nie­
derlage enthoben bin. - Ich danke. (Bei/all 
bei den Grünen.) 23.11 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster 
zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Dkfm. Bauer. (Abg. Dr. G ra/ /: Jessas!) 

23.11 

Abgeordneter Dkfm. Bauer (FPÖ): Hohes 
Haus! Die Klubobmänner von SPÖ und 
ÖVP, die Herren Abgeordneten Dr. Fischer 
und Dr. König, haben sehr beredt dem Ho­
hen Haus klarzumachen versucht, daß der 
Hintergrund der Rückverweisung des gegen­
ständlichen Antrages darin begründet läge, 
daß einstimmmige Beschlüsse in Fragen der 
Immunität ein sehr wertvolles Gut gerade 
auch in Richtung der Oppositionsparteien, 
der Minderheitsparteien seien und daß man 
noch einmal über all diese Fragen der Immu­
nität in Ruhe nachdenken sollte und müßte. 

Ich gebe zu, ich wäre ihnen beinahe, so 
wie viele andere Kollegen in diesem Haus, 
auf den Leim gegangen. Aber wie es der 
Zufall oder eine höhere ausgleichende Ge­
rechtigkeit wollte, ist zum selben Zeitpunkt 
oder beinahe zum selben Zeitpunkt über die 
"ZiB 2" die Meldung gelaufen. die indirekt 
oder, besser gesagt, sehr direkt vom ÖVP­
Mann, Verteidigungsminister Lichal, bestätigt 
worden ist, daß der Herr Bundeskanzler Vra-

nitzky, der bekanntermaßen ein "alter" Par­
lamentarier ist und der sich daher sicherlich 
auch so seine Gedanken über den Parlamen­
tarismus und über die Immunität macht, zwei 
maßgebliche ÖVP-Landeshauptleute, ebenso 
den Herrn Bundesparteiobmann Dr. Mock, 
angerufen und ihnen in sehr eindeutiger Art 
und Weise klargemacht habe, daß es die SPÖ 
nunmehr müde sei, sich vom Koalitionspart­
ner ständig mit derartigen Vorgangsweisen, 
wie sie in Fragen der Immunität oder des 
Abstimmungsverhaltens bei der Immunitäts­
frage praktiziert wurden, provozieren zu las­
sen, und daß alles seine Grenzen habe und 
daß die Koalition durch diese Vorgangsweise 
auf das ärgste gefährdet sei. 

Das, meine Damen und Herren, ist der 
Hintergrund der Rückverweisung des Antra­
ges - nicht Ihre Sorge um die Immunität, 
wie man über diese diskutieren kann und wie 
man sie verbessern soll. (Bei/all bei der FPÖ 
und den Grünen.) 

Ihre Sorge ist ausschließlich und allein die 
Erhaltung der Macht! Ihre Sorge ist aus­
schließlich und allein die Erhaltung der gro­
ßen Koalition. Ihre Sorge ist ausschließlich, 
sich auf Gedeih und Verderb aneinanderzu­
ketten, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren. (Abg. K ra/ t: Sie reden ja schon wie 
der Pilz!) 

Daher sind heute in diesem Hohen Haus 
zwei Nagelproben abgelegt worden: die erste 
bezüglich des Arbeitsstils der großen Koali­
tlon, und die zweite Nagelprobe hat die 
Osterreichische Volkspartei abgelegt und 
nicht bestanden, nämlich hinsichtlich ihrer 
Standfestigkeit in Grundsatzfragen, hinsicht­
lich ihrer Eigenständigkeit und Handlungsfä­
higkeit innerhalb der Koalition. (Abg. Dr. 
B l e n k: Sie haben offenbar den ersten Teil 
der Debatte verschlafen!) 

~um er~~en, Herr Abgeordneter Dr. Blenk: 
SPO und OVP haben am Beginn ihrer Reg}e­
rungstätigkeit dem Parlament und der Of­
fentlichkeit versprochen: Diese große Koali­
tion wird ein Neubeginn sein, sie wird ein 
neuer Anfang sein (Abg. K ra/ t: War es 
auch!), sie wird kein Abklatsch der alten ab­
gedankten großen Koalition unseligen Ange­
denkens sein. Es wird einen koalitionsfreien 
Raum geben in Sachfragen, die nicht im Koa­
litionsabkommen festgeschrieben sind. (Abg. 
Ruh alt i n ger: Das haben wir ja!) 
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Ich verstehe, daß man einen koalitionsfrei­
en Raum nicht in Bereichen praktizieren 
kann, die in einem Koalitionsabkommen fest­
geschrieben sind. Aber ich war sehr angetan 
von Ihrem Versprechen, daß es einen koali­
tionsfreien Raum geben soll in Sachbelangen, 
die nicht im Koalitionsprogramm, im Regie­
rungsprogramm festgeschrieben sind, daß es 
in Sachfragen hier im Parlament ein freies 
Kräftespiel geben soll und geben wird, so wie 
es eben einem lebendigen Parlamentarismus, 
wie es einer lebendigen Demokratie ent­
spricht. (Abg. Dr. K ö n i g: Gestatten Sie eine 
Frage: Wann hat es in Ihrer Regierungszeit 
einen koalitionsfreien Raum gegeben?) 

Hohes Haus! X-mal hatten wir derartige 
Fälle hier im Hohen Haus, x-mal hatten wir 
sie. Kein einziges Mal - kein einziges Mal! 
- durfte von diesem koalitionsfreien Raum 
Gebrauch gemacht werden. (Abg. Dr. 
B l e n k: Das war in Ihrer Koalition nicht 
anders.') 

Heute geht es um einen Fall, der weder 
mit dem Regierungsprogramm noch mit dem 
Koalitionsabkommen irgend etwas zu tun 
hat. Ja es geht nicht einmal um eine Sachfra­
ge, die vielleicht indirekt in irgendeiner Form 
Einfluß auf die Regierungstätigkeit oder auf 
die legislative Tätigkeit hier im Hohen Haus 
hätte, die dann natürlich die Vollziehung tan­
giert. Nein! Es geht heute hier ausschließlich 
um eine reine Angelegenheit des Parlaments. 
Ja ist denn die Frage der Immunität eines 
Abgeordneten Angelegenheit der Regierung, 
einer Koalition, oder ist es eine Angelegen­
heit des Hohen Hauses, des Parlaments? -
leh glaube, es ist eine ganz klare Antwort 
darauf zu geben: Es ist ureigenste Aufgabe 
des Parlaments, über Fragen von Immunität 
und Auslieferung von Abgeordneten zu be­
finden. (Abg. Dr. G r a f f: Beruhigen Sie 
sich! Die Zeit arbeitet für uns! Der Pilz wird 
ausgeliefert!) In diesen Fragen haben der 
Herr Bundeskanzler und die Herren Landes­
hauptleute, sosehr ich ihre Positionen achte 
und respektiere, wirklich überhaupt nichts 
verloren, in diesen Fragen haben sie über­
haupt nichts zu vermelden. Ich sage noch 
einmal: bei voller Respektierung des Amtes 
des Herrn Bundeskanzlers und der Herren 
Landeshauptleute. (Abg. Dr. B l e n k: Wie 
pathetisch Sie heute daherreden! - Abg. Dr. 
K e LL e r: Der Bundeskanzler ist auch unser 
Parte io bmann!) 

Aber nicht einmal in diesen Fragen, nicht 
einmal in den ureigensten Fragen des Parla-

ments dürfen Sie, meine sehr geehrten Da­
men und Herren von SPÖ und ÖVP, frei 
nach Ihrer Überzeugung, nach Ihrem Gewis­
sen abstimmen. (Abg. Dr. G ra f f: Wetten, 
daß wir dürfen!) Sie müssen sich auf Gedeih 
und Verderb aneinanderketten zur Machter­
haltung in diesem Land. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Sie setzen damit entgegen Ihren Verspre­
chungen den schlechten alten Stil der seiner­
zeitigen großen Koalition zur Potenz fort! 
Sie mißachten damit das Parlament! Sie wol­
len oder können nicht begreifen, was ein 
freies unabhängiges Parlament zu tun und zu 
lassen hat, was Aufgabe des Parlamentes ist 
und was Aufgabe der Regierung ist, was Auf­
gabe der Gesetzgebung ist und was Aufgabe 
der Vollziehung ist. (Beifall bei der FPÖ.) 
Und Sie mißachten gröblich die Verspre­
chungen, 4Je Sie dem Parlament selbst und 
damit der Offentlichkeit gegeben haben. 

.. Zum zweiten, zur Nagelprobe in Richtung 
Osterreichische Volkspartei. Die österreichi­
sche Volkspartei hat sich in dieser Frage 
ganz besonders weit vorgewagt und dazu aus­
nahmsweise sehr klar und deutlich geäußert. 
Das ist hier in den einzelnen Wortmeldun­
gen, vor allem in der Wortmeldung des 
Herrn Klubobmannes Dr. König, neuerlich 
zum Ausdruck gekommen. Es wurde hier 
gesagt, es gehe um einen schwerwiegenden 
Fall, wenn ein Abgeordneter vor Gericht 
falsch ausgesagt hat, unbescholtene Bürger -
möglicherweise, sage ich - zu Unrecht be­
schuldigt. Das soll ein unabhängiges Gericht 
klären können, da dürfe sich ein Abgeordne­
ter nicht hinter der Immunität verschanzen 
können. 

Sie haben diesbezüglich Klubbeschlüsse ge­
faßt - das habe ich zumindest gelesen -, 
und der ganze Klub hat sich auf diese Linie 
festgelegt. (Abg. Dr. B I e n k: Lesen Sie das 
vor.') Und dann kommt die SPÖ respektive 
der Herr Bundeskanzler gemeinsam mit sei­
nem neuen Zentralsekretär und droht mit 
dem Finger, wachelt mit dem A~fkündigen 
der Koalition. Das Faß ist am Uberlaufen, 
hat es geheißen. Wir werden nicht dulden, 
daß diese Provokationen fortgesetzt werden, 
wir werden nicht dulden. daß Abgeordnete 
der ÖVP koalitionsfreien Raum nützen, hat 
es geheißen. Es hat ja auch schon Abgeord­
nete in Ihrer Fraktion gegeben - den einen 
oder anderen; das hat nicht die Mehrheitsbil­
dung verändert -, die da und dort bei An­
trägen mit der Opposition gestimmt haben. 
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Da hat der Herr Bundeskanzler gesagt: Mei­
ne Herren und Damen von der Österreichi­
schen Volkspartei, mit uns Sozialisten geht 
das nicht! Wenn Sie das praktizieren wollen, 
wird es im Koalitionsgebälk nicht nur knir­
schen und krachen, sondern dann wird diese 
Koalition in Brüche gehen! 

Kaum ist die Frage der Koalition in den 
Raum gestellt, kaum ist die Rute im Fenster, 
Sie könnten von den Regierungsbänken ver­
drängt werden, Sie könnten von den weichen 
Sitzen der Regierung wieder auf härteren 
~änken landen, fällt der gesamte Klub der 
Osterreichischen Volkspartei geschlossen um. 
Das ist der beste Beweis dafür, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, daß es auch 
Ihnen - genauso wie den Sozialisten -
nicht um grundsätzliche Fragen geht, nicht 
darum geht, wie es mit der Immunität in 
diesem Land, in diesem Parlament weiterge­
hen soll, sondern es geht auch Ihnen schlicht 
und einfach nur darum, in der Regierung zu 
bleiben. (Abg. Dr. G ra/ f: Was welten wir, 
daß der Pilz ausgeliefert wird!) Ich verstehe 
das ja auch, denn Sie mit Ihren 39 oder 
40 Prozent, bei denen Sie derzeit landen, ha­
ben nichts so sehr zu fürchten wie Neuwah­
len. (Bei/all bei der FPÖ. - Abg. Dr. 
G r a f f" Was trauen Sie sich zu wetten?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das sagt aber auch alles über die Eigenstän­
digkeit und die Handlungsfreiheit der Volks­
partei in dieser Regierung aus. Sie war bisher 
schon sehr gering, sie wird in Zukunft null 
sein, denn der Herr Bundeskanzler wird in 
ähnlich gelagerten Fällen wieder mit der 
Koalitionsfrage drohen, und Sie werden wie­
der umfallen. (Abg. Dr. G ra/ /: "Umfallen" 
ist Ihnen ja ein vertrauter Begrl/f!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
zum Schluß noch ein Wort zum Herrn Abge­
ordneten König. Herr Abgeordneter König! 
Ich habe es mit In!eresse gehört, als Sie sag­
ten: Wir von der Osterreichischen Volkspar­
tei werden in dieser Frage nicht umfallen. 
(Abg. Dr. G r a f f" Warten Sie es ab!) Ja, Sie 
haben noch einen Satz nachgeschoben: Wir 
werden unseren Standpunkt beibehalten!, ha­
ben Sie gesagt. (Abg. Dr. G ra/ f: So warten 
Sie es doch ab!) Ja, das können Sie auch tun 
(Abg. Dr. G ra f f: Warten Sie es ab!) - ja, 
Moment! -, Sie werden das möglicherweise 
auch verbal tun. Sie werden jetzt den Antrag 
an den Ausschuß zurückverweisen. Sie wer­
den ihn dort so lange liegen lassen, bis die 
Frist verstrichen ist (Abg. Dr. G ra/ /: Na 

also!), bis zu der sich das Parlament äußern 
muß (Abg. Dr. G ra/ f: Das hätten Sie ja 
gleich sagen können!), bis zu der Frist, ab der 
dann das Gericht von sich aus entscheiden 
muß (Abg. Dr. G ra/ f: Die Verfassung ent­
scheidet das!), was zu tun ist. 

Sie, Herr Abgeordneter Graff, und Ihre 
Fraktion haben damit das vermieden, was Sie 
der Öffentlichkeit versprochen haben, näm­
lich in dieser Frage hier im Parlament durch 
ein klares, eindeutiges Abstimmungsverhalten 
Farbe zu bekennen. (Abg. Dr. G ra/ /: Wir 
haben nur versprochen, daß der Pilz ausgelie­
fert wird.' Das halten wir!) Natürlich, Sie wer­
den nicht umfallen, weil Sie bereits umgefal­
len sind. Sie liegen, Herr Abgeordneter 
Graff, Sie liegen! Sie brauchen nicht mehr 
umzufallen! (Heiterkeit und Bei/all bei der 
FPÖ.) 

Sie, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren von der Österreichischen Volkspartei, 
sind einmal mehr Erfüllungsgehilfe und Was­
sert!äger der Sozialisten. (Bei/all bei der 
FPO. - Abg. Dr. Fis c her: Der Haider 
hat gesagt, die SPÖ ist umgefallen! Wie geht 
das jetzt? - Abg. K r a f t: Wer hat jetzt 
recht, der Bauer oder der Haider?) 23.24 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort 
gemeldet hat sich zum zweiten Mal Herr 
Abgeordneter Pilz. (Abg. Dr. G r a f f: So, 
aber jetzt! Pilz gegen Keller! Wie war das mit 
dem Mandat?) 

23.24 

Abgeordneter Dr. Pilz (Grüne): Meine Da­
men und Herren! Es wären so viele tatsächli­
che Berichtigungen zusammengekommen, 
daß es mir vernünftiger erscheint, sie in eine 
Wortmeldung zusammenzufassen. 

Einleitend und möglichst kurz zu der klei­
nen Haider-Märchenstunde. Ich sage bewußt 
nicht "Lügen" zu den Aussagen des Herrn 
Abgeordneten Haider, weil die Lüge voraus­
setzt, daß man sich der Unwahrheit bewußt 
ist. Ich vermute, daß dieses Bewußtsein in 
diesem Fall nicht wirklich ausgeprägt ist und 
es sich deshalb um die üblichen Haiderschen 
Ungenauigkeiten handelt. Eine Ungenauig­
keit zum Beispiel: Ferndiagnose im Kranken­
haus. Sie müssen mir einmal vorzeigen, wie 
man mit Röntgenapparaten Ferndiagnosen 
macht, wie man Röntgenbilder mit Ferndia­
gnose macht. Vielleicht können Sie das ein­
mal vorexerzieren. 
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Oder: Zum Beispiel behaupten Sie, ich 
hätte angezeigt, ich hätte einen Polizisten an­
gezeigt. Wenn Sie sich nur irgendwann mit 
der Sache beschäftigt hätten, dann hätten so­
gar Sie - sogar Sie! - mitgekriegt. daß vom 
Spital Anzeige erstattet worden ist (Abg. Dr. 
Fis ehe r: Happy-End! pie qpposition 
streitet! - Heiterkeit bei 5PO und OVP), wie 
das bei jedem Verkehrsunfall üblich ist, und 
besonders dann, wenn es im Verlauf einer 
politischen Kundgebung zu Verletzungen 
kommt. Aber diese Ungenauigkeit brauchen 
Sie, um daraus politisches Kapital schlagen 
zu können. 

Noch etwas: Ich möchte wirklich einen U n­
terschied machen zwischen dem, wie Herr 
Abgeordneter Bauer jetzt gesprochen hat, 
und dem, wie Sie gesprochen haben. Bei Ih­
nen existiert bereits die Vorverurteilung, die 
falsche Zeugenaussage ist fix. Pilz hat falsch 
ausgesagt. Wir brauchen kein Gericht mehr, 
wir brauchen die Justiz nicht mehr. Wir ha­
ben den Klubobmann Haider , der hier ex 
cathedra erklärt: Die falsche Zeugenaussage 
ist erwiesen. (Abg. Pro b s t: Herr Kollege! 
Eine Zwischenfrage, vielleicht habe ich mich 
verhört: War das eine Nierenprellung oder 
eine Hirnprellung?) Nehmen Sie sich ein Bei­
spiel an Ihrem Kollegen Bauer, der immer 
sagt, "Verdacht auf falsche Zeugenaussage", 
der zu klären ist. Das ist genau, das ist präzi­
se, das ist richtig und das ist auch fair. (Abg. 
Pro b s t: War es eine Nieren- oder eine 
Hirnprellung? - Heiterkeit bei der FPÖ.) 
Aber Fairneß war noch nie die Stärke dieses 
FPÖ-Obmanns. 

Ein Letztes: Wenn Sie sagen, der Polizist 
hat seine Pflicht erfüllt, so ist das eine Auf­
forderung zur öffentlichen Gewalttätigkeit. 
Viele Polizisten erfüllen leider in Österreich 
in dieser Art und Weise ihre Pflicht, jedes 
Jahr Hunderte Polizisten. Der Wiener Poli­
zeipräsident Bögl hat zugegeben, daß es al­
lein in Wien 200 bekannte Prügelpolizisten 
gibt. Und Sie reden da von Pflichterfüllung. 

Aber das Ganze hat schon einen Hinter­
grund. Ich kann mich an die Debatte über 
das Ehrengabengesetz erinnern. (Zwischenru­
fe.) Hier von diesem Pult aus sind Sie, Herr 
Abgeordneter Haider, dafür eingetreten, daß 
Gestapo-Männer, hohe Gestapo-Funktionäre, 
Ehrengaben der Republik Österreich kriegen. 
Dafür sind Sie eingetreten. Da sehe ich na­
türlich schon Zusammenhänge. Wenn einer 
dafür eintritt, daß das Parlament die Gestapo 
ehrt, dann hat er natürlich auch ein besonde-

res Verhältnis zu Prügelpolizisten und zur 
Polizeigewalt. - Das ist das eine. (Abg. Dr. 
G r a f f: So. jetzt zur Geschichte mit dem 
Keller!) 

Das andere: Als ich heute das erstemal 
gesprochen habe, ist hinter mir Bundeskanz­
ler Vranitzky gesessen, dort oben (zum Bal­
kon weisend) Herr Kukacka. Ich habe mich 
die ganze Zeit gefragt: Welche Funktion ha­
ben Sie? Die "Zeit im Bild 2" hat es inzwi­
schen geklärt. (Anhaltende Zwischenrufe.) 

Herr Abgeordneter Bauer ist bereits etwas 
darauf eingegangen, was eigentlich mit die­
sem österreichischen Parlament los ist. Für 
mich hat es großen Symbolwert, daß da sogar 
der Verteidigungsminister schon einschreiten 
muß, daß der Verteidigungsminister her 
muß, damit die Klubdisziplin in diesem Par­
lament funktioniert! (Beifall bei den Grünen.) 
Da brauchen Sie schon den Herrn Lichal, 
damit die Herrschaften hier wissen, wie sie 
im Sinne der Bundesregierung abzustimmen 
haben. (Abg. Dr. G ra f f: Zum Keller! Nicht 
flüchten!) 

Sehr geehrter Truppenkörper Volkspartei! 
Es hat noch einmal funktioniert (Abg. Dr. 
Fis c her: Bei den Grünen funktioniert gar 
nichts!), der Verteidigungsminister ist noch 
rechtzeitig auf dem Schlachtfeld aufgetaucht 
und hat die Sturmscharen der ÖVP noch 
einmal in Ordnung gebracht. Sonst wäre 
möglicherweise diese Koalition geplatzt. Stel­
len Sie sich vor, der Verteidigungsminister 
kommt nicht zurecht hier im Parlament oder 
der Zentralsekretär kommt nicht zurecht: 
Die Koalition zerbricht! Sie als Parlamenta­
rier sind nicht mehr in der Lage, diese Koali­
tion zusammenzuhalten. Der Graben ist 
schon so tief, daß die Truppe ausrücken 
muß, um das notdürftig zu flicken. (Abg. 
Pro b s I: Pilz-Märchenslunde!) Soweit ist es 
mit dieser Koalition schon gekommen. Wahr­
scheinlich ist die Koalition in Zukunft in 
ihrem Zusammenhalt nur mehr mit militäri­
schen Begriffen zu beschreiben: als eine Ka­
meradschaft, als eine Kompanie, als ein 
Truppenkörper . 

Jetzt zum letzten - das halte ich für ganz 
wichtig, da ich glaube, daß ich vorhin von 
den Kollegen der Sozialistischen Partei falsch 
verstanden wurde; wenn ich falsch verstanden 
wurde, tut es mir persönlich leid, und ich 
möchte das wirklich klarstellen -: Ich werfe 
Ihnen nicht vor, daß Sie, im Gegensatz zu 
führenden Politikern der Volkspartei, in der 
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Vergangenheit das Immunitätsrecht miß­
braucht haben. So eine Behauptung wäre 
durch nichts gerechtfertigt. 

Ich werfe Ihnen etwas ganz anderes vor: 
daß Sie einen wesentlichen Beitrag dazu ge­
leistet haben, daß das Ansehen der Politiker 
in Österreich derart im Keller ist (Abg. Dr. 
S c h ü s s e l: Jetzt ist das Wort "Keller" ge­
fallen.') - ja, im Keller; im Keller im wahr­
sten Sinn des Wortes -, daß Politiker in 
Österreich derart diskreditiert sind, daß es 
kein Mensch in Österreich versteht, wenn 
sich heute auch nur ein Politiker hinter der 
Immunität versteckt. (Abg. K r a f t: Sie ver­
stehen Ihr Benehmen nicht!) Das ist der 
Punkt. 

Entscheidend war, daß die Fälle NORI­
CUM, Lucona, AKH, Löschnak-Villa, Seka­
nina und so weiter (lebhafte Zwischenrufe bei 
Ö VP und SPÖ) bis auf eine Ausnahme gar 
nicht wirklich bis zur Justiz durchgedrungen 
sind, sondern bereits vorher in der Grauzone 
verschwunden sind, in der in Österreich im­
mer wieder politische Verfahren enden. 

Das hat in so unglaublicher Weise zur Dis­
kreditierung der österreichischen Politiker, 
und zwar in ihrer Gesamtheit, beigetragen. 
Ihnen ist es nicht nur gelungen, die Soziali­
stische Partei moralisch unglaubwürdig zu 
machen, sondern Ihnen ist es mit alt diesen 
Politikern und all diesen Fällen auch gelun­
gen, die gesamte Politik in Österreich mora­
lisch völlig unglaubwürdig zu machen. (Bei­
fall bei den Grünen. - Abg. Dr. G r a f J: 
Wie war das jetzt mit dem Mandatsverzicht?) 

Und wir zahlen heute mit dem politischen 
Grundrecht auf Immunität für Ihre politi­
schen Skandale. Dafür bezahlen wir heute 
alle gemeinsam! (Abg. Dr. G r a f J: Hat der 
Voggenhuber Ihr Mandat verscherbelt?) Das 
ist ja der unglaubliche Skandal. 

Wenn wir alle heute eine reine Weste vor­
zuweisen hätten, so eine reine Weste, wie wir 
Grüne sie vorzuweisen haben (ironische Hei­
terkeit bei der SPÖ - Abg. S chi e der: 
Sie haben nicht einmal ein reines Sakko, ge­
schweige denn eine reine Weste!), wenn Sie 
auch diese reine Weste vorweisen könnten, 
dann könnten wir alle uns heute vor die 
österreichische Bevölkerung stellen und sa­
gen: Dieses Recht auf Immunität ist ein ganz 
wichtiges Grundrecht und Schutzrecht für 
Politiker, besonders für Oppositionspolitiker. 
So aber geht das heute nicht mehr. (Abg. Dr. 

G r a f f: Was antworten Sie auf den Vorwurf 
vom Keller?) So müssen wir wahrscheinlich 
von dieser alten, mißbrauchten Immunität 
Abschied nehmen und schauen, daß wir eine 
neue Form des Schutzes für Parlamentarier 
finden, eines Schutzes, der möglichst auch 
auf alle kritischen und engagierten Bürger in 
diesem Lande ausgeweitet wird. 

Deswegen denken wir immer mehr auch in 
Richtung eines Schutz.~s für Bürgerinitiativen 
- eben auch für das Okologieinstitut. Das ist 
das, was dieses Land wirklich braucht. (Abg. 
Dr. G r a f J: Haben Sie um Ihr Mandat ge­
bettelt beim Keller oder nicht?) 

Wenn Herbert Fux vorhin von seinen Er­
fahrungen aus der Salzburger Bürgerliste be­
richtet hat, dann hat er berichtet aus einer 
jahrelangen Erfahrung des - ich möchte 
nicht sagen: des Mißbrauchs - geziehen Ein­
satzes der Justiz gegen mißliebige Politiker. 

Keiner von uns will, daß durch die Polit­
taktik der ÖVP Oppositionspolitiker den 
Schutz verlieren, den geringen' Schutz, den 
sie heute in der politischen Öffentlichkeit 
haben. Aber um diesen Schutz wirklich zu 
gewinnen, gibt es nur zwei Wege, die eng 
miteinander verbunden sind. 

Der erste Weg heißt (Abg. R 0 P per t: 
Der Pilz Legt sein Mandat zurück!): Wir müs­
sen aus Rechten der parlamentarischen Kritik 
auch Rechte - wo immer es geht - der 
Bürgerkritik machen. 

Der zweite: Wir müssen zu einer neuen 
politischen Moral und zu einer neuen politi­
schen Anständigkeit kommen. (Beifall bei 
den Grünen. - Abg. K r a f t: Sie müssen! 
Sie! Sie müssen! - Lebhafte Zwischenrufe bei 
SPÖ und ÖVP.) Daß Sie alle da aufschreien, 
zeigt mir, daß Sie völlig richtig einschätzen, 
wie schwierig der Weg für Sie dahin ist. 

Ich würde aber trotzdem an Sie appellie­
ren: Geben Sie e~ nicht auf! Versuchen Sie 
es! Vielleicht werden einmal richtige, kriti­
sche Parlamentarier aus Ihnen, die einem 
Untersuchungsausschuß dann zustimmen, 
wenn man einen Untersuchungsausschuß 
wirklich braucht, und nicht dann, wenn es in 
die Koalition hineinpaßt. (BeifaLL des Abg. 
Fux.) Vielleicht kommen wir in diesem Parla­
ment einmal so weit, daß dieses Parlament 
seine Kontrollrechte gegenüber der Regie­
rung wahrnimmt und sich nicht immer als 
Vollzugsorgan dieser Regierung versteht, 
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denn da liegt der Hund dieser ganzen Debat­
te begraben. Solange Sie sich nur als Voll­
zugsorgan dieser Bundesregierung verstehen, 
wird es kein wirkliches parlamentarisches Le­
ben in diesem Parlament geben. 

Aber dann lösen Sie das Problem doch 
radikal! Gehen Sie doch alle nach Hause! Es 
reicht doch vollkommen - wie der heutige 
Abend gezeigt hat - , wenn· da der Herr 
Vranitzky sitzt und dort der Herr Kukacka 
sitzt. Der Rest ist offensichtlich überflüssig. 
(Beifall bei den Grünen. - Rufe bei den 
Grünen: Bravo! - Abg. Dr. G r a f f: Er hat 
nicht widersprochen! Er hat um das Mandat 
gewinselt.') 23.36 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist ge­
schlossen. 

Ich bringe nunmehr den Antrag der Abge­
ordneten Dr. Fischer und Dkfm. DDr. König 

zur A b s tim m u n g, den Gegenstand ge­
mäß § 53 Abs. 6 der Geschäftsordnung noch­
mals an den Immunitätsausschuß zu verwei­
sen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für 
die Rückverweisung sind, um ein diesbezügli­
ches Zeichen. - Das ist mit M ehr h e i t 
a n gen 0 m m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates, 
die für Mittwoch, den 19. Oktober 1988, 
11 Uhr, in Aussicht genommen ist, wird 
durch schriftliche Benachrichtigung einberu­
fen werden. 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet werden. 

Die jetzige Sitzung ist g e s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 23 Uhr 37 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 0953 8 
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